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Das Recht Finnlands und seine Wehrpflichtfrage. 



I. 

Die finnländische Volksvertretung war im Frühjahr 1899 
zu einem Aufserordentlichen Landtage einberufen worden, 
der vier Monate lang tagte und während dieser Zeit über 
einen neuen Wehrpfliphtgesetzentwurf verhandelte. Statt einer 
Vorlage des Kaisers und Grofsfürsten , die sich fast überall 
genau dem russischen Gesetze anschliefst, wurde vom Land- 
tage auf Grund des zur Zeit geltenden finnländischen Ge- 
setzes ein neuer Gesetzentwurf ausgearbeitet und angenommen. 
Nun fragt es sich, ob dieser oder jener Entwurf vom Kaiser 
und Grofsfürsten sanktioniert werden wird. Kann, ohne das 
zur Zeit geltende Recht zu verletzen, dem Grofsfürstentum 
ein neues Wehrpflichtgesetz gegeben werden, welches vom 
Landtage nicht genehmigt worden ist? Diese Frage, an die 
noch vor kurzer Zeit kein Finnländer gedacht hätte, — so 
aufser allem Zweifel stand das Gesetzgebungsrecht des Land- 
tages — ist schon durch den Kaiserlichen Entwurf selbst ver- 
anlafst worden, welcher nebst den demselben beigefügten „Er- 
läuterungen" von russischen Militärkomitees verfafst wurde. 
Dem Finnländischen Senat, welcher verfassungsmäfsig die Ge- 
setzgebung vorzubereiten hat, wurde hier nur die formelle 
Vorbereitung aufgetragen; eine eigene Ansicht durfte er nicht 

Das Eeoht Finnlands. 1 



Digitized by 



Google 



— 2 — 

aussprechen. Im Entwurf heifst es, dafs die Stände sich 
darüber auszusprechen haben, in welchem Mafse die vor- 
geschlagenen neuen Anordnungen , im Hinblick auf den Zu- 
stand des Landes, praktisch durchführbar sind, damit, speciell 
in Bezug auf die Organisation und Verwaltung der linnländi- 
schen Truppen, „die besonderen Bedürfnisse des Grofsfürsten- 
tums gebührend gewürdigt und berücksichtigt werden". Hier 
oflfenbart sich zwac einerseits die Absicht, die Interessen 
Finnlands wahrzunehmen, andererseits aber könnte eine Ver- 
neinung des Rechts des Landtages, über diese Interessen zu 
beschliefsen, befürchtet werden. Auch schien aus der 
Kaiserlichen Rede, mit welcher die Landtagssession eröffnet 
wurde, hervorzugehen, dafs vom Landtage nicht ein Be- 
schlufs, sondern nur ein Gutachten erwartet Akrerde. 
Ausdrücklich ist dies aber weder im Entwurf noch in der 
Rede ausgesprochen worden. 

Während der Sitzung des Landtages ist dann durch ein 
Kaiserliches Manifest vom 3./15. Februar und eine dazu ge- 
hörende Verordnung, die sog. „ Grundbestimmungen '^, ein 
neuer Geschäftsgang für einen Teil der finnländischen Gesetz- 
gebung vorgeschrieben worden. Die „Grundbestimmungen" 
erklären, dafs die Vorlage eines jeden Gesetzes, welches ein 
Interesse Rufslands betriflft oder im Zusammenhang mit der 
russischen Gesetzgebung steht, dem russischen Reichsconseil 
zur Behandlung übergeben werden soll, um danach die Kaiser- 
liche Bestätigung zu erhalten. Dem Entwurf sollen Gutachten 
von verschiedenen Behörden beigelegt werden, darunter auch 
ein Gutachten des Landtages, falls die innere Verwaltungs- 
ordnung Finnlands solches erfordert. 

Dafs der Kaiser ein solches Gutachten des Landtages 
nicht als einen ihn bindenden legislativen Beschlufs, sondern 
nur als einen Rat ansehen würde, wird zwar nicht aus- 
gesprochen, ist aber als selbstverständlich anzunehmen. Denn 
wenn es in der Verordnung heifst, dafs der durch sie vor- 
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geschriebene Weg auch bei Vorbereitung von Gesetzen, die 
für Rufsland und Finnland gemeinsam sein sollen , * einzu- 
schlagen sei (solche giebt es bis jetzt nicht), so wird niemand 
glauben, der Kaiser habe gemeint, sich bei einer solchen 
Gesetzgebung durch einen Beschlufs des finnländischen Land- 
tages gebunden zu fühlen. Es wird durch keine Bestimmung 
auch nur angedeutet, welche Gesetzgebungsmaterien — sei es 
für Finnland allein, sei es für Rufsland und Finnland ge- 
meinsam — auf diesem neuen Wege durch ein „Reichsgesetz" 
zu erledigen sind. 

Weder das Manifest noch die „Grundbestimmungen", welche 
in St. Petersburg in geheimen Specialkonferenzen vorbereitet 
wurden, sind vom Ministerstaatssekretär für Finnland kontra- 
signiert worden; auch sonst war die Promulgation der Grund- 
bestimmungen in Hinsicht der Form mangelhaft, da sie nur 
in Abschrift den finnländischen Behörden übergeben wor- 
den sind. 

Einspruch gegen das Manifest und die „Grundbestim- 
mungen" erhoben sogleich nicht nur der finnländische Landtag 
und der Senat (Oberste Verwaltungsbehörde und Oberster 
Gerichtshof), sondern auch das Publikum durch alle Prefs- 
organe des Landes und durch eine an den Kaiser gerichtete 
Adresse, welche binnen einer Woche von mehr als einer halben 
Million Finnländer unterzeichnet wurde. 

Bei den Verhandlungen der Stände ist dann die Frage 
aufgeworfen worden, ob der Landtag überhaupt die Militär- 
vorlage behandeln könne, da diese nicht wie eine gewöhn- 
liche „Proposition" vorgelegt, sondern nur zur vorbereitenden 
Behandlung übermittelt und inzwischen das Februarmanifest 
erlassen worden wäre. Man hat sich jedoch, da die Militär- 
vorlage vor dem Manifest entstanden ist, und eine Absicht des 
Kaisers, die Militärfrage nach den neuen Grundsätzen der 
Reichsgesetzgebung zu entscheiden, noch nicht ausgesprochen 
war, dazu entschlossen, den Entwurf in gewöhnlicher Ordnung 
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zu behandeln. Zwei specielle Vorlagen, von denen die eine die 
Einreibung finnländischer Soldaten in russische Truppen , die 
andere eine Überweisung eines im Laufe von neun Jahren 
sich bis auf 10 Millionen finnl. Mark ^ steigernden alljährlichen 
Beitrags an die russische Reichsschatzkammer zur Bestreitung 
militärischer Ausgaben betrifft, sind erst kurz vor dem Schlüsse 
der Session dem Landtage übergeben worden, und der Kaiser 
hat im voraus entschieden, dafs auf diese Vorlagen das 
Februarraanifest anzuwenden sei. Diese letzteren hat der 
Landtag überhaupt nicht in Beratung gezogen. Nach Ende 
der Landtagssession ist durch besonderes Kaiserliches Mani- 
fest erklärt worden, dafs die ganze Militärfrage im Wege der 
neuen Reichsgesetzgebung zu erledigen sei. 

Die Antwortschreiben des Landtages enthalten eine aus- 
führliche Erörterung der legislativen Kompetenz auf dem Ge- 
biete der Militärgesetzgebung und eine eingehende Würdigung 
des Februarmanifestes. Sie sind daher nicht nur politisch, 
sondern auch staatsrechtlich von Interesse; Finnlands heutige 
Militärfrage ist zugleich die Frage von seiner Konstitution. 
Im folgenden soll versucht werden, die hierüber zu Tage ge- 
tretenen Ansichten kurz darzustellen. Hauptsächlich sollen 
die Gründe angeführt werden, welche sich in den offiziellen 
Akten niedergelegt finden; jedoch soll auch die einschlägige 
Litteratur berücksichtigt werden^. 

Russischerseits bestehen in der Frage von der finnländi- 
schen Konstitution verschiedene Ansichten. Bis in die 80er 
Jahre wurde in Rufsland die rechtliche Gültigkeit der Ver- 

1 1 finnländ. Mark = 1 franz. Franc. . 

2 Hier sei auf die beiden Hauptwerke der finnländischen staats- 
rechtlichen Litteratur verwiesen: Mechelin, Das Staatsrecht des 
Grofsfiirstentums Finnland (Marquardsens Handbuch des öffentlichen 
Kechts), und Hermanson, Finlands statsrättsliga ställning, Helsing- 
fors 1892. — Vgl. femer vor allem: „Der Aufserord. Finnl. Landtag 
1899. Die Antwortschreiben der Stände auf die Kaiserl. Vorlagen über 
die Umgestaltung des Finnland. Heerwesens". Herausg. von Fritz 
Arnheim. Leipzig 1900. 
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fassung Finnlands nicht angezweifelt; das bezeugen die Litte* 
ratur und zahlreiche Äufserungen leitender Staatsmänner* ^Bis 
jetzt ist auch diese Meinung unter den Gelehrten, welche sich 
in der Frage ausgesprochen haben , die vorherrschende ge- 
blieben. In den zwei letzten Jahrzehnten ist aber von einigen 
Historikern und Publizisten , und zwar ganz besonders von 
der Moskauer Presse, gegen Finnland eine Campagne mit 
Argumenten eröffnet worden, die zwar meistens politischer Art 
sind, bei denen sich aber auch einige juristische Motive her- 
ausfinden lassen, die von den Verfassern der Kaiserlichen 
Militärvorlage als Grundlage verwertet, wenngleich in ihrer 
Gesamtheit nicht ausdrücklich ausgesprochen worden siiid* 

Die hauptsächlichsten dieser Motive sind, kurz formuliert, 
folgende^: Finnland ist von Rufsland im Jahre 1808 erobert 
worden; in dem Frieden mit Schweden von 1809 wurden für 
Finnland keine völkerrechtlichen Garantien stipuliert; die 
Sonderstellung, welche die Kaiser dem Grofsfürstentum ver- 
gönnt haben, ist, da mit einem eroberten Landesteil kein Vertrag 
geschlossen werden kann, ein Gnadengeschenk, welches der 
Kaiser jederzeit beliebig zurücknehmen darf; Finnland gegen- 
über hat sich ein russischer Kaiser, ohne das Recht Rufslands 
zu beeinträchtigen, nicht derart verpflichten können, däfs sein 
Selbstherrscherrecht in irgend welcher Weise beschränkt wor- 
den wäre, denn Rufslands Recht beruht auf dem Princip der 
Autokratie, und ein eigenes Recht für Finnland ist, besonders 
im Hinblick auf die Militärgesetzgebung, mit dem Rechte 
Rufslands nicht vereinbar. Auch hat Kaiser Alexander I., 
als er Finnland eroberte, dem Lande keine Konstitution geben 
wollen; zwar hat er das schwedische Recht für Finnland auf 
dem Landtage in Borga 1809 bestätigt, aber hiermit hat er 
nicht das Verfassungsrecht, d. h. das politische Recht der Stände 



^ Gewisse, wenigstens scheinbare Zugeständnisse (betr. die Gründ- 
gesetze) sollen spater erwähnt werden., , 
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gemeint, sondern nur das bürgerliche Recht und die all- 
gemeinen Verwaltungsnormen; weder er, noch irgend einer 
seiner Nachfolger hat jemals die schwedischen Verfassungs- 
urkunden von 1772 und 1789 („Regeringsformen^ und 
„Förenings- och Säkerhetsakten^) als in Finnland geltendes 
Recht anerkannt. Der im Jahre 1809 in Borgä abgehaltene 
Landtag, auf dem die Versicherung Alexanders I. abgegeben 
wurde, war zwar wie der schwedische Reichstag („Riksdag") 
zusammengesetzt; ein Reichstag war er aber nicht, sondern 
nur eine beratende Versammlung; nachher ist auch bis 1863 
kein Landtag zusammenberufen, und doch sind während der 
Zeit Gesetze erlassen worden. Die „Landtagsordnung", welche 
Alexander 11. im Jahre 1869 gegeben hat, ist auch kein 
politisches Gesetz, sondern nur ein Reglement für die 
Geschäftsbehandlung. 

Hier liegen also zwei scharf auseinanderzuhaltende 
Argumente vor : Finnland eine Konstitution zu geben, das hat 
der Kaiser Alexander I, 

1. nicht gekonnt und 

2. nicht gewollt. 

Man stützt sich gewöhnlich mehr auf das zweite dieser 
Argumente, denn der jetzige Kaiser hat ja, wie Nikolaus L, 
Alexander 11. und Alexander IIL, die „Versicherung" Alexan- 
ders I. erneuert, und auch wenn man diese Versprechungen 
als rechtlich unverbindlich ansieht , möchte man einem 
Herrscher doch nicht gern einen Treubruch geradezu an- 
raten. Prüfen wir daher erst dieses zweite Argument! Was 
hat Alexander I. dem Volke Finnlands gelobt? Wie hat 
er die Verhältnisse Finnlands schaffen wollen? Welche Ord- 
nung ist seitdem in diesem Lande von den Monarchen aufrecht- 
erhalten worden, und wie verhält sich die Militärvorlage zu 
dieser Ordnung? Später wird dann zu erörtern sein, ob der 
Zustand Finnlands, den Alexander I. eingeführt hat und seine 
Nachfolger beibehalten haben, auch in Hinsicht auf Rufsland 
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als ein Rechts zu stand anzusehen ist in dem Sinne, dafs 
Finnland ßufsland gegenüber ein Recht hat. Und zuletzt 
soll untersucht werden, ob die Lösung der Wehrpflichtfrage, 
welche der Landtag vorgeschlagen hat, sich mit dem Ver- 
hältnis, welches staatsrechtlich zwischen RuTsland und Finnland 
besteht, in Übereinstimmung oder im Widerspruche befindet. 



II. 

Am 27. März 1809 hat der Kaiser Alexander I., während 
seiner persönlichen Anwesenheit auf dem Landtage zu BorgS, 
in der Domkirche dieser Stadt folgende Versicherung ab- 
gegeben : 

„Wir Alexander I., von Gottes Gnaden Kaiser und 
Selbstherrscher über ganz Rufsland etc. etc. etc., Grofsflirst 
von Finnland etc. etc., thun kund: Nachdem Wir, nach der 
Schickung der Vorsehung, das Grofsfürstentum Finnland in 
Besitz genommen, haben Wir die Religion und die Grund- 
gesetze des Landes samt den Privilegien und Rechten, welche 
ein jeder Stand in besagtem Grofsfürstentum für sich be- 
sonders und alle seine Einwohner insgemein, sowohl hoch als 
niedrig, bisher gemäfs der Konstitution genossen, hiermit be- 
stätigen und bekräftigen wollen ; und geloben Wir zugleich, alle 
diese Vorrechte und Gesetze fest und unverrückt in ihrer 
vollen Kraft aufrecht zu erhalten. Zu mehrerer Gewifsheit haben 
wir diese Versicherungsakte mit Unserer eigenhändigen Unter- 
schrift versehen. Gegeben in Borgä, den 15./27. März 1809". 

Hierauf huldigten ihm die Stände durch einen Treueid, 
welcher gemäfs dem in Schweden dem König zu leistenden 
Eide formuliert war. 

Der offizielle schwedische Text der Kaiserlichen „Ver- 
sicherung" hat die Ausdrücke „grundlagar" (Grundgesetze) 
und „konstitution". Es ist behauptet worden, dafs das eine 
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Fälschung sei* Der rassische Originaltext hat jedoch einen 
Ausdruck, welcher nach damaligem Sprachgebrauch „loiö fon- 
damentales de TEtat", „Grundgesetz", „Reichsgrundgesetz", 
„the fundamental law" bedeutet^. Bussische Schriftsteller be- 
haupten nun , d9.fs dieser Ausdrück vom Kaiser nicht als die 
politische Verfassung kennzeichnend angewendet worden ist; 
er sei vielmehr nur eine ganz allgemeine, unbestimmte Be- 
zeichnung der hauptsächlichen Normen der Civilgesetzgebung 
und Verwaltung gewesen. Wäre dem so, so würde schon die 
Zusicherung der „Privilegien und Rechte", welche jeder Stand 
bisher genossen hatte, hinreichen, um die politischen fechte 
des Volkes deutlich genug zu bezeichnen, denn die Privilegien 
der Stände enthielten die Bestimmung, dafs die Stände in 
der Volksrepräsentation an der Gesetzgebung und Besteue- 
rung teilnehmen sollten. Nun hat aber Alexander I. selber 
die Bedeutung des eben erwähnten Ausdrucks in französischer 
Sprache durch das Wort Constitution (im Singularis) und 
in russischer Sprache durch das Wort konstitutzija (eben- 
falls im Singularis) gekennzeichnet; und es ist doch kaum zu 
glauben, dafs er, ein Schüler von La Harpe, die Bedeutung 
dieses Ausdruckes nicht gekannt hätte. 

In der französischen Rede, mit welcher er den Borg&er 
Landtag persönlich eröfifhete, sagte er in Bezug auf die vor- 
stehende „Versicherung", welche von ihm schon unterzeichnet 
worden war, u. a. : „J'ai promis de maintenir votre Con- 
stitution, vos lois fondamentales; votre r^union ici 
vous garantit ma promesse". In der französischen Rede, mit 
welcher er, gleichfalls persönlich, den Landtag verabschiedete, 
sagte er u. a. : 

„Ce peuple brave et loyal b^nira la Providence qui a 
amen6 Tordre de choses actuel. Plac6 d^sormais au 



^ Der neuere Sprachgebrauch wendet für Grundgesetz einen an- 
deren Ausdruck an. 
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rang des nations, sous 1 'empire de 8eS;lois>, il ue 
se ressouyiendra de la domination pass^e qtte p.our culÜver 
des rapports d'amitiö, lorsqu'ils seront r^tiablis par la paix". 

You dem, was in Borgä geschehen war, wurde daß finn- 
ländische Volk durch eine Bekanntmachung in schwedischer 
Sprache vom 23. März/4. April 1809, die noch jetzt in jeder 
Kirche Finnlands zu sehen ist, unterrichtet. Der französische, 
vom Kaiser unterzeichnete Originaltext dieser Bekanntmachung 
lautet: 

„Nous Alexandre premier etc. etc. Ayant r^uni les ötats 
de la Finlande en une Diete g^nörale, et re9u leurs sermens de 
fid^lit^, Nous avons voulu k cette occasion par un acte solemnel 
^man6 en leur pr^sence et proclamö dans le sanctuaire de 
TEtre Supreme confirmer et assurer le maintien de la Religion, 
des loix fondamentales, les droits et les privil^ges dont chaque 
ötat en particulier et tous les habitans de la Finlande en 
gen^ral ont joui jusqu'ä präsent". 

„En faisant promulguer cet acte par ces präsentes, Nous 
croyons devoir instrüire en meme tems Nos fideles sujets de 
Finlande qu'en Nous conformant ä Tusage antique et r^v^r^ 
de ce pays, Nous regardons les sermens de fid^lit^ pröt^s 
par les 6tats en g^nöral et par les döput^ts des paysans en 
particulier en leur nom et en celui de leurs commettans de 
leurs mouvemens propres et spotanfe comme bons et obli- 
gatoires pour tous les habitans de la Finlande", 

„Intimement persuad^ que ce peuple bon et loyal conser- 
vera ä jamais pour Nous et pour Nos successeurs les memes 
sentimens de fid^litö et d'attachement inviolable qui l'ont tou- 
jours distingu^, Nous Nous attacherons ä lui donner avec 
Taide de Dieu de preuves continuelles de Nos soins assidus 
et paternels pour son bonheur et sa prosp^rit^^. 

Das waren, so behauptet man i-ussischerseits, nur Phrasen, 
während eines Krieges erklärlich und, obgleich im Heiligtum 
Gottes ausgesprochen ,, gar nicht ernst zu nehmen. Nun, hat 
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aber der Kaiser nach dem Frieden von Fredrikshamn 
(5./17. Sept. 1809) in einem Manifest vom 15./27. März 1810, 
betrefifend das Heerwesen^ folgendes geäufsert: 

„Du moment que la Providence Nous a remis le sort de 
la Finlande, Nous rösolümes de gouverner ce pays comme 
une nation libre et jouissant des droits que sa Constitution 
lui garantit". 

„Les preuves de dövouement que les habitans Nous ont 
donn^s depuis le serment de fid^lit^ qu'ils Nous ont offert 
de leur plein grö par leurs reprösentans r^unis en Diete, 
n'ont pu que Nous rafiferrair dans cette rösolution". 

„Tous les actes 6manes jusqu'ici, pour l'administration 
intörieure de ce pays, ne sont qu'une suite et une application 
de ce principe. Le maintien de la religion et des lois, la 
r^union de la Di^te, la formation du Conseil de R^gence au 
sein de la nation, la conservation intaete de Tordre judiciaire 
et administratif, en sont des preuves qui doivent assurer ä la 
nation finnoise les droits de son existence politique". 

Am 14./26. September 1810 hat der Kaiser dem damaligen 
Generalgouverneur Finnlands, Graf F. v. Steinbeil, u. a. ge- 
schrieben : 

„Bei der Regelung der finnländischen Verhältnisse ist es 
Meine Absicht gewesen, diesem Volke eine politische Existenz 
zu verleihen, so dafs es sich nicht als von Rufsland erobert, 
sondern als durch seinen eigenen offenbaren Vorteil mit 
demselben verbunden betrachten soll 5 deshalb sind nicht 
nur seine bürgerlichen, sondern auch seine 
politischen Gesetze beibehalten worden". 

Damit stimmt tiberein, dafs der bekannte russische Staats- 
mann Speranskij, der Vertrauensmann des Kaisers in den 
finnländischen Angelegenheiten, in einem dieselben betreflfenden 
Bericht vom 11. Februar 1811 sagt, dafs durch den Landtag 
ein festei* Grund für die „ganze gegenwärtige Organisation 
dieses Landes" gelegt worden sei, und dafs die Herrschermacht 
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in Finnland „durch das Gesetz beschränkt worden ist". In 
diesem Bericht findet sich wörtlich der Satz: „Finnland 
ist ein Staat, nicht ein Gouvernement". 

Im Jahre 1816 (9./21. Februar) hat Alexander I. ver- 
ordnet, dafs die oberste Behörde des Landes (von welcher der 
eine Teil — „Departement" — Höchster Gerichtshof und der 
andere Centralregierungsorgan ist) statt „Regierungsconseil" 
Senat genannt werden sollte, wie die oberste Behörde im 
Kaisertum. Diese Verordnung, in deren russischem Original- 
texte das Wort konstitutzija (im Singularis) viermal vor- 
kommt, ist von gröfster Bedeutung und verdient daher hier 
eine nähere Betrachtung. Der Kaiser sagt, er finde jetzt, 
nachdem er mit seinen Alliierten die Ruhe Europas wieder- 
hergestellt habe, eine langersehnte Gelegenheit, sich mit den 
inneren Angelegenheiten seines Reiches und darunter mit 
denen, die Finnland insbesondere betreffen, zu beschäftigen. 
„Überzeugt", so erklärt er, „dafs die Konstitution und die 
Gesetze, welche, tibereinstimmend mit dem Charakter, den 
Sitten und dem Bildungsgrade des finnländischen Volkes, wäh- 
rend einer langen Reihe von Jahren die Grundlage seiner 
bürgerlichen Freiheit und Ruhe ausgemacht haben, nicht ohne 
Schaden für dieselben eingeschränkt oder umgestürzt werden 
können, haben Wir seit der ersten Stunde Unserer Regierung 
über dieses Land nicht blofs jene Konstitution und jene Gesetze 
mit den einem jeden finnländischen Staatsbürger infolgedessen 
zukommenden Freiheiten und Rechten aufs feierlichste bestätigt, 
sondern auch, nach vorhergehender Beratung mit den versam- 
melten Ständen des Landes, eine besondere Regierung eingesetzt, 
welche, unter der Benennung Unser Regierungsconseil aus ein- 
geborenen Finnländern zusammengesetzt, bisher in Unserem 
Namen die Civilverwaltung des Landes und in letzter Instanz 
die Rechtsprechung gehandhabt hat, unabhängig von jeder an- 
deren Macht als derjenigen der Gesetze und Unserem mit ihnen 
übereinstimmenden Herrscherwillen. Indem Wir auf solche 
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Weise die Gesinnung, die Uns hinsichtlich Unserer Finnlähdi- 
schen Unterthanen geleitet tat und furderhin leiten wird, an 
den Tag gelegt haben, hoffen Wir, dafs Wir Unser für ewige 
Zeiten^ gegebenes Versprechen, betreffend eine unverbrüch- 
liche Aufr.echterhaltung der besonderen Konstitution dieses 
Landes unter Unserem und Unserer Nachfolger Scepter, hin- 
reichend garantiert haben". 

Aus dem Obigen ergiebt sich, dafs Alexander I. dem Volke 
Finnlands eine Konstitution hat geben wollen und zwar so, 
dafs er für Finnland die Konstitution bestätigte, deren das 
Land schon als Teil des Königreichs Schweden teilhaftig 
gewesen war^. Dies ist in einem Rechtsakte von feierlichster 
Art unzweideutig erklärt worden. Die Beweggründe des 
Kaisers waren nichts weniger als zuMlig; er hat vielmehr 
nach den Kriegen so klar und deutlich wie nur möglich den 
Willen, das Geschaffene beizubehalten, ausgedrückt^. 

Die Konstitution Schwedens, welche somit die eigene 
Konstitution Finnlands werden sollte, war hauptsächlich in 
zwei Urkunden enthalten: der „Regierungsform" vom 
17. August 1772, sowie der „Ver einigungs- und 
Sicherheitsakte" vom 21. Februar und 3. April 
1789. Der Inhalt dieser Urkunden war, wie geschichtlich 



^ Beiläufig sei, um die Angriffe gegen Finnland zu charakteri- 
sieren, erwähnt, dafs russische Blätter sehr häufig behaupten, es 
wäre absurd zu glauben, dafs Finnlands Verfassung für alle Zukunft 
bestätigt worden sei; denn jede Rechtsordnung müsse ja doch ver- 
ändert werden können. Dafs die Grundgesetze und die Gesetze Finn- 
lands gemäfs der Konstitution mit Zustimmung des Landtages sehr gut 
verändert werden können, und dafs sie in dieser Weise schon mehrfach 
verbessert worden sind — das wollen jene russischen Blätter nicht er- 
kennen. 

2 Es sei bemerkt, dafs Finnland als Teil Schwedens rechtlich in 
keinerlei Sonderstellung gestanden hat. 

^ Der Kürze halber sind nur die hauptsächlichsten Beweise hier 
angeführt worden. Eine ausführliche Darstellung giebt Joh. Rieh. 
Danielson, Finnlands Vereinigung mit dem Russischen Reiche, Hel- 
singfors 1891. 
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ermittelt worden ist, dem Kaiser im Jahre 1809 bekannt. 
§ 40 der „Regierungsform" bestimmt, dafs der König ohne der 
Stände Wissen und Genehmigung weder ein neues Gesetz 
schaffen noch ein altes abschaffen darf. Die Grundgesetze 
setzen aber keine bestimmten Perioden für die Einberufung 
der Stände fest; das hängt vom Monarchen ab. Letzteres 
erklärt sich dadurch, dafs der schwedische König, gemäfs 
einem schon im Mittelalter ausgeübten Gewohnheitsrecht^ 
welches durch die „Regierungsform" gar nicht berührt worden 
ist, innerhalb der Schranken der geltenden Gesetze durch 
Verordnungen auch Rechtsvorschriften erlassen konnte; diese 
Verordnungsgewalt, zu welcher sich Seitenstücke in vielen 
konstitutionellen Staaten finden, war in Schweden und ist in 
Finnland ausgedehnter als in den meisten anderen Ländern. 
Ihr Gebiet wird in der finnländischen Amtssprache etwas un- 
bestimmt und ungenau als „Ordnungs- und Haushaltungs- 
angelegenheiten" bezeichnet. Ohne ins Detail zu gehen, 
kann eine bessere Definition derselben nicht gegeben werden. 



IIL 

Das Vorstehende erklärt, weshalb dem Landtage in 
Borga keine Gesetzesvorschläge vorgelegt wurden, und weshalb 
zwischen den Jahren 1809 und 1863 die Stände nicht einberufen 
worden sind. Während dieser Zeit ist Finnland gemäfs der 
Konstitution regiert worden: neue Gesetze wurden nicht er- 
lassen, neue Steuern nicht eingeführt; unter der Regierung Niko- 
laus' L ist man in der Hauptsache beim alten geblieben. Dann 
und wann hat zwar ein Überschreiten der oft ziemlich schwer 
zu bestimmenden Grenzen der Kaiserlichen Verordnungsgewalt 
stattgefunden, aber solches ist ja, und zwar in gröfserem Mafse, 
auch anderswo vorgekommen, ohne dafs das konstitutionelle 
Princip dadurch als aufgehoben anzusehen gewesen wäre. 
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Als beim Regierungsantritt Alexanders II. sich Reform- 
gedanken im Geiste des Kaisers und des Volkes regten, war 
man sich sogleich bewufst, dafs die Mitwirkung der Repräsen- 
tation notwendig werden würde. Im Jahre 1863 ward der 
Landtag einberufen und vom Kaiser persönlich mit einer fran- 
zösischen Rede eröffnet. In dieser äufserte er u. a.: 

„Mon attention s'est des longtems port6 sur un certain 
nombre de questions successivement soulev^es et qui touchent 
aux intörets les plus serieux du pays. EUes sont restlos en 
suspens vu que leur Solution demandait la Coope- 
ration des Etats. Des considörations majeures, dont 
Pappr^ciation M'est reservee, ne M'avoient pas permis de 
r^unir les repr^sentants des quatre ordres du Grand -Duch^ 
durant les premi^res ann^es de Mon r^gne". Von den Grund- 
gesetzen des Grofsfürstentums sagte der Kaiser in dieser Rede : 
„Plusieurs des stipulations des lois fondamentales du Grand- 
Duche ne sont plus applicables ä T^tat des choses survenu 
depuis sa röunion ä TEmpire; d'autres manquent de clart^ et 
de precision. D^sirant rem^dier ä ces imperfections , Mon 
intention est de faire ^laborer un projet de loi qui contiendra 
des explications et des supplemens ä ces stipulations pour 
etre soumis ä Texamen des Etats lors de la prochaine Diete, 
que je pense convoquer dans trois ans. En maintenant le principe 
Monarchique constitutionnel inhärent aux moeurs du peuple 
Finlandais et dont toutes ses lois et ses institutions portent 
le caractere, Je veux faire admettre dans ce projet un droit 
plus ötendu que celui que possedent ddjä les Etats quant au 
reglement de Tassiette des impöts, ainsi que le droit de motion 
qu'ils ont anciennement poss^d^, Me r^servant toutefois celui 
de prendre Tinitiative dans toutes les questions qui touchent 
au changement de la loi fondamentale**. 

Dieses . Versprechen ist, jedoch nur betreffend das Recht 
der Volksrepräsentation, später erfüllt worden durch die 
„Landtagsordnung" (Landtdagsordning) vom 3./15. April 1869 
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und durch das Manifest vom 13./25. Juni 1886, durch welches 
dem Landtage das Recht der legislativen Initiative, das sogen. 
„Motionsrecht", gegeben wurde. Die „Landtagsordnung" be- 
stimmt die Periodicität der Landtagssessionen: die Stände 
sollen wenigstens jedes fünfte Jahr einberufen werden. Die 
„Landtagsordnung", welche sich selbst ausdrücklich als 
„Grundgesetz" bezeichnet, schliefst sich übrigens den gelten- 
den, aus schwedischer Zeit stammenden Grundgesetzen an; 
diese werden in der Kaiserlichen Erklärung, welche das 
Gesetz abschliefst, als geltendes Recht citiert^ der Kaiser er- 
klärt hier, indem er die „Landtagsordnung" der üblichen 
Formel gemäfs bestätigt, dafs er sich sein Recht vorbehalte, 
„so wie dasselbe sich in der Regierungsform vom 21. Au- 
gust 1772 und in der Vereinigungs- und Sicherheitsakte vom 
21. Februar und 3. April 1789 zugesichert findet und nicht 
durch ausdrückliche Worte in vorstehender Landtagsordnung 
verändert worden ist". Die Vereinigungs- und Sicherheits- 
akte wird auch im Manifest vom 3./15. Juni 1886 citiert, die 
„Regierungsform" u. a. in einem Gesetz vom 11. November 1889, 
betr. das Recht finnländischer Bürger einer anderen christ- 
lichen Konfession als der evang.-lutherischen , im Staatsdienst 
angestellt zu werdend 

Die „Landtagsordnung" setzt selbstverständlich das Ge- 
setzgebungsrecht der Stände voraus. Ein solches Recht zu 
schaffen, war weder nötig noch möglich, denn dieses Recht 
war schon vorhanden. Über den Inhalt und die Grenzen 



1 Es ist also nicht wahr, wenn in den Beilagen der dem aufser- 
ordentlichen Landtag vorgelegten Propositionen behauptet wird, dafs 
die „alten schwedischen Grundgesetze" niemals von den Kaisern an- 
erkannt worden wären. Die schwedischen Grundgesetze sind in Kaiser- 
lichen Gesetz es vorlagen und in anderen offiziellen Akten mehrfach als 
geltendes Recht angeführt; 90 Jahre lang hat die finnländische Ver- 
waltung und Gesetzgebung diese Gesetze stets angewendet, ohne sich 
vorstellen zu können, dafs ihre Gültigkeit in offiziellen Äufserungen 
in Zweifel gezogen werden könnte. 
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dieses Rechts hat sich die Landtagsordnung gleichfalls nicht 
zu äufsern gehabt. Ihre Aufgabe war vielmehr u. a., fbstzti- 
stellen, in welcher Weise der Beschlufs der Stände zu fasöen 
sei. Sie bestimmt (§ 73), dafs Gesetzesfragen im allgemeinen 
durch den übereinstimmenden Beschlufs von drei Ständen 
entschieden werden, und (§ 71) dafs ein Grundgesetz nicht 
ohne die Genehmigung aller vier Stände „gegeben, ver- 
ändert, interpretiert oder aufgehoben werden kann". Diese 
letzte Bestimmung ist den antifinnländischen Tendenzen sehr 
unbequem geworden. Denn obgleich sie nur die Majoritäts- 
frage, welche von dem älteren Recht nicht berührt worden 
war, entscheidet, spricht sie doch das Gesetzgebungsrecht zu 
deutlich aus, um ignoriert werden zu können. Dagegen ist 
die Abfassung der Bestimmung, betreflFend die Gesetzösfragen, 
welche durch Mehrheitsbeschlufs von drei Ständen entschieden 
werden, scheinbar nicht so zwingend. Sie sagt nur, dafs 
diese Mehrheit „in allen Fragen" mit Ausnahme von gewissen 
(d. h. Grundgesetzfragen und Steuerfragen) genügt. Sie sagt 
aber nicht ausdrücklich, dafs diese „Entscheidung" ein Be- 
schlufs im konstitutionellen Sinne ist. Dafs nun aber hier 
das Gesetzgebungsrecht vorausgesetzt worden ist, unterliegt 
keinem Zweifel und geht zudem sehr deutlich daraus hervor, 
da,fs in einer späteren Bestimmung (§ 75) — als Gegensatz zu 
den Fragen, bei denen durch Mehrheitsbeschlufs entschieden 
wird — andere, die Verwaltung (wörtlich: „die allgemeine Haus- 
haltung und allgemeine Einrichtungen") betreffende Fragen 
aufgeführt werden, bei denen der Kaiser und Grofsfürst nur 
ein Gutachten (utlätande) ^ einfordert; in diesem Gutachten 
wird, falls die Stände nicht einig werden, die Ansicht jedes 
einzelnen Standes gesondert angegeben. Zu beachten ist auch, 
dafs das obenerwähnte Manifest vom 13./25. Juni 1886, 



1 Dieses Wort, das in den dem obenerwähnten Manifest vom 
3./15. Februar beigefügten „Grundbestimmungen" angewendet worden 
ist, hat also schon eine in der Rechtssprache feststehende Bedeutung. 
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welches dem Landtag das Recht der Initiative in Fragen, be- 
treffend die Grundgesetze, nicht giebt, das sonstige Gesetz- 
gebungsgebiet — dasjenige also, wo das Recht der Initiative 
besteht — als ein „solches allgemeines Gesetz, das von den 
übereinstimmenden Beschlüssen des Kaisers und 
Grofsfürsten und der Stände abhängt", bezeichnet. 
Kaiser Alexander III., von dem dieses Manifest unterzeichnet 
ist, hat somit anerkannt, dafs es aufser den Grundgesetzen 
auch andere Gesetze giebt, welche nicht ohne Zustimmung 
der Stände zu stände kommen können. Diese Gesetze sind 
die in § 73 der „Landtagsordnung" gemeinten, welche nur 
eine Majorität von drei Ständen erfordern. 

Der juridische Unterschied zwischen Grundgesetzen und 
anderen Gesetzen ist somit hauptsächlich nur der, dafs zur 
Änderung der erstgenannten die Einstimmigkeit der vier 
Stände erfordert wird, zur Änderung der letztgenannten hin- 
gegen die Übereinstimmung von drei Ständen genügt. Die 
von einigen Russen vertretene Ansicht, welche auch in den 
Anlagen der Kaiserlichen Vorlagen Ausdruck gefunden, be- 
streitet, dafs bei Fragen, wo der Mehrheitsbeschlufs von drei 
Ständen entscheidet (§ 73), die Stände irgend ein Gesetz- 
gebungsrecht hätten, kann ihnen aber ein solches Recht gemäfs 
der jetzt geltenden Ordnung in Bezug auf Fragen, welche 
die Grundgesetze betreffen; nicht gut absprechen. Als Grund- 
gesetze erkennt sie jedoch die aus schwedischer Zeit stammen- 
den nicht an, wohl aber die seit 1809 als solche gegebenen. 

Wie verhält sich nun diese Ansicht zu dem Manifest vom 
3./15. Februar 1899? Kann der Kaiser den neuen „Grund- 
bestimmungen" gemäfs auch ein geltendes finnländisches Grund- 
gesetz, das seit 1809 entstanden ist, ohne die Zustimmung der 
Stände ändern? Beispielsweise etwa eine Bestimmung der 
„Landtagsordnung", welche als ein Reichsinteresse berührend 
angesehen würde? Diese Frage dürfte vom russischen Stand- 
punkte aus sehr schwierig zu beantworten sein. Entweder 

Das Recht Finnlands. 2 
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wird sie bejaht, und dann steht man im klaren Widerspruch 
mit § 71 der „Landtagsordnung". Oder es wird, gemäfs der 
in dem Antwortschreiben ausgesprochenen Auffassung, be- 
hauptet, der Kaiser könne im neuen Wege der sog. „Reichsr 
gesetzgebung" ein Grundgesetz nicht verändern. Dann wird 
aber doch eingestanden, dafs der Kaiser nach der jetzigen 
Ordnung in Finnland nicht Autokrat ist. 



IV. 

Die Militärgesetzgebung gehört der Gesetzgebungs- 
kompetenz der Stände an. Die „Regierungsform" von 1772 be- 
stimmt ausdrücklich (§ 45), dafs der König nicht ohne die 
Genehmigung der Stände den ünterthanen irgend welche 
„Kriegsbeihilfen (krigshielper) , neue Steuern, Ausschrei- 
bungen (utskrifningar) und andere Abgaben auferlegen möge". 
Utskrifning bedeutet Konskription. Keine neue Militärlast 
kann also ohne Zustimmung des Landtages dem Volke Finn- 
lands auferlegt werden ^ Dafs keine Konskriptionen in Finn- 
land stattfinden sollten, hat Alexander I. dem Landtag in 
Borgä 1809 auch speciell zugesichert. 

In Finnland bestand 1809 das im 17. Jahrhundert 
in Schweden ausgebildete Heersystem, welches unter dem 
Namen indelningsverket bekannt ist. Das Princip dieses 
Systems, auf dessen Einzelheiten einzugehen hier nicht nötig 



1 § 45 sagt femer, dafs, wenn das Reich durch Heeresmacht an- 
gegriffen wird, der König die Mafsregeln ergreifen darf, die mit der 
Sicherheit des Reiches und dem Frommen der ünterthanen überein- 
stimmen; am Ende des Krieges aber sollen die Stände zusammen- 
treten und die Lasten (gärder), welche um des Krieges willen auferlegt 
worden sind, sofort aufhören. Der uralte Grundsatz des schwedischen 
Rechts, dafs in Kriegszeiten jedermann zur Verteidigung des Landes 
verpflichtet ist, kommt darin zum Ausdruck. Seitdem aber die Absol- 
vierung von Übungen in Friedenszeiten eine Vorbedingung derKriegstüch- 
tigkeit geworden ist, hat dieser Grundsatz keine praktische Bedeutung. 
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ist, war durch die „Regierungsform** von 1772 (§ 18) grund- 
gesetzlich festgestellt Ein neues, auf die allgemeine Wehr- 
pflicht gegründetes System konnte nur unter Abänderung dieser 
Bestimmung eingeflihrt werden. 

Die allgemein^ Wehrpflicht ist in Finnland durch ein 
Gesetz vom 27. Dezember 1878 eingeführt worden. Dieses 
Gesetz wurde vom Landtage nach vielen von ihm vor- 
genommenen erheblichen Abänderungen angenommen. Kaiser 
Alexander 11. hat diese Änderungen geprüft und gebilligt. 
Kriegsminister war damals Graf Miljutin; dieser hat zuerst 
nach Kenntnisnahme des Vorlage-Entwurfes von der Mafsregel 
abgeraten, später aber die Bestätigung des vom Landtage 
angenommenen Gesetzes befürwortet. 

Da dieses Gesetz die „Regierungsform" änderte, schlugen 
die Stände vor, dafs einige Paragraphen des neuen Gesetzes 
den Charakter eines Grundgesetzes erhalten sollten. Dieser 
Vorschlag wurde von dem Ministerstaatssekretär dem Kaiser 
vorgetragen nebst der Bemerkung, diese Bestimmungen wür- 
den somit nicht ohne die Zustimmung sämtlicher vier Stände 
abgeändert werden können. Durch ein besonderes, vom 
Kaiser eigenhändig unterschriebenes Manifest vom 6./18. De- 
zember 1878 wurde denn auch bestimmt, dafs gewisse 
Paragraphen des Militärgesetzes als Grundgesetzbestimmungen 
anzusehen sind. Es mag damals in St. Petersburg ohne Be- 
deutung erschienen sein, ob ein Teil des Militärgesetzes in 
Finnland durch Beschlufs von drei oder von vier Ständen ab- 
geändert werden konnte. Seitdem aber die Doktrin entstand, 
dafs dem finnländischen Landtage kein Gesetzgebungsrecht 
zustände, ist das Manifest vom 6./18. Dezember 1878 russischer- 
seits eingehend erörtert worden 5 in einer besonderen, der 
Wehrpflichtvorlage beigefügten „Erläuterung" wurde dasselbe 
ausführlich behandelt. Wie oben gesagt, hat man nämlich dem 
Landtage sein Gesetzgebungsrecht nicht geradezu absprechen 
können in Betreff solcher, von den russischen Kaisern ge- 
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gebenen Gesetze^ welche die Kraft und Wirkung von Grund- 
gesetzen haben. Das Manifest vom 6./18. Dezember 1878, 
verglichen mit § 71 der „Landtagsordnung", war daher ein 
Hindernis, die ganze Militärfrage als eine administrative An- 
gelegenheit anzusehen. Man hat nun behauptet, dieses Mani- 
fest sei ungültig; die vom Kaiser Alexander IL gegebene 
Sanktion sei eine Nullität gewesen. Denn der damalige Kriegs- 
minister sei nicht vom finnländischen Ministerstaatssekretär 
davon benachrichtigt worden, dafs ein Teil des Militärgesetzes 
Grundgesetz werden sollte; hätte der Kriegsminister dies 
gewufst, so hätte er nimmermehr seine „Einwilligung" 
gegeben, sondern „Protest** erhoben ^ Da die Gültigkeit der 
Kaiserlichen Sanktion nur von dem Kaiserlichen Willen ab- 
hängt, mufs also, falls ein Mangel existiert, dieser in einem 
Irrtum des Kaisers bestanden haben. Mit anderen Worten: 
es wird behauptet, der Kaiser habe, da er von seinem Ejriegs- 
minister keinen Rat bekommen, die rechtlichen Folgen seiner 
eigenen Handlungsweise falsch beurteilt. Also: error juris eines 
Monarchen, der die Rede von 1863 gehalten und die „Land- 
tagsordnung" bestätigt hat! 

Die Finnländer können nicht beweisen, dafs der Entwurf 
des Manifestes vom 6./18. Dezember 1878 dem russischen 
Kriegsminister mitgeteilt worden wäre. Sie behaupten aber, 
dieser Umstand sei rechtlich von keiner Bedeutung. 

Es ist peinlich, Argumente zu erörtern, die mehrfach, so 
wie hier, voraussetzten, dafs die Herrscher Rufslands Mario- 
netten in den Händen der finnländischen Ministerstaatssekre- 
täre gewesen seien, welche sie durch Intriguen zu einer von 
ihnen selbst nicht verstandenen Politik verleitet hätten. Waren 
doch diese Ministerstaatssekretäre, Männer wie Graf Rehbinder, 



1 So spricht man jetzt im Kriegsministerium. Der Kriegsminister 
Alexanders II. hätte sicherlich nicht geglaubt, dafs die Gültigkeit eines 
vom Kaiser sanktionierten finnländischen Gesetzes von seiner Zustim- 
mung abhängig gewesen wäre. 
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Graf Alexander Armfeit, Baron Stjemwall- Walleen, sämtlich 
Charaktere von erprobter und anerkannter Ehrenhaftigkeit. 
Die drei Genannten haben mehrere Jahrzehnte lang sich der 
persönlichen Freundschaft ihrer hohen Herren erfreut. Alle 
haben sowohl in Eufsland wie in Finnland das höchste gesell- 
schaftliche Ansehen genossen. Jetzt, lange Zeit nach ihrem 
Tode, nennt man sie Betrüger und beleidigt somit auch das 
Gedächtnis der Monarchen, denen sie gedient haben. Von 
der Kaiserlichen Würdigung solcher Argumente hängt nun 
das Schicksal des finnländischen Volkes ab. 

Es mufs noch erwähnt werden, dafs in den „Erläuterungen" 
behauptet wird, das Wehrpflichtgesetz von 1878 sei, als es 
vom Kaiser sanktioniert wurde, vom damaligen Kriegsminister, 
Graf Miljutin, nur als ein „temporäres", für zehn Jahre an- 
genommenes Gesetz angesehen worden (man behauptet aber 
nicht, dafs der Kaiser derselben Ansicht gewesen wäre). Auch 
dieses wird als Beweis für die Ungültigkeit des Manifestes 
vom 6./18. Dezember 1878 herangezogen: es sei unmöglich, 
dafs ein Teil eines „temporären" Gesetzes Grundgesetz sein 
könne. Von einer solchen „temporären" Dualität des Wehr- 
pflichtgesetzes giebt weder das Gesetz selbst, noch das Ant- 
wortschreiben der Stände, noch das dasselbe betrefifende amt- 
liche Schreiben des Finnländischen Senats, noch das Vor- 
tragiMnemorial des Ministerstaatssekretärs irgendwelche An- 
deutung. Wahr ist allerdings, dafs der Landtag in seinem 
Antwortschreiben auf die Kaiserliche Vorlage darum ersucht hat, 
dafs, falls das neue, noch unerprobte System der allgemeinen 
Wehrpflicht sich so, wie es jetzt organisiert wurde, nicht be- 
währen würde, das Gesetz binnen zehn Jahren einer Nach- 
prüfung 'unterzogen werde , entweder um Einzelheiten zu 
ändern, oder um das neue System zu verlassen und zum 
alten indelningsverk zurückzukehren. Damit war natürlich 
gemeint, dafs die Änderungen in derselben Weise wie das' 
Gesetz selbst zu stände kommen sollten, d. h. unter Mit- 
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Wirkung des Landtages. Auf solche Weise ist das Gesetz 
auch schon mehrfach, noch im Jahre 1891, abgeändert worden. 
Dafe auch Graf Miljutin dasselbe so verstanden hat, ist sehr 
wahrscheinlich, denn er hat selber in einem amtlichen Schreiben 
vom 26. Oktober 1876 die „ßegierungsform" von 1772 als die 
Grundlage der Staatsverfassung Finnlands bezeichnet, und er 
war anwesend, als Alexander II. im September 1863 in 
seiner Thronrede das konstitutionell-monarchische Princip als 
für Finnland geltend anerkannte. 

Schliefslich mufs noch eines Arguments gedacht werden, 
das gegen die Gültigkeit des Manifestes vom 6./18. Dezember 
1878 angeführt worden ist, nämlich, dafs die Stände nicht 
berechtigt gewesen wären, vorzuschlagen, dafs einem Teil des 
Wehrpflichtgesetzes der Charakter eines Grundgesetzes bei- 
gelegt werden sollte. Sie hatten damals kein Recht der Initia- 
tive, und als sie ein solches später bekamen, wurde es 
nicht auf das Gebiet des Grundgesetzes ausgedehnt. Dagegen 
ist hervorzuheben, dafs das neue Gesetz eine Änderung des 
geltenden Grundgesetzes (§ 18 der „Regierungsform") in sich 
schlofs und der Landtag somit vollständig berechtigt war, das- 
selbe nur in der Weise anzunehmen, dafs ein Teil desselben 
statt der aufgehobenen Bestimmung des Grundgesetzes als 
Grundgesetz gelten sollte. Aber auch wenn dies etwa ver- 
neint werden sollte, dürfte doch nicht bestritten werden 
können, dafs, sobald die Kaiserliche Sanktion gegeben wor- 
den ist, der etwaige formale Mangel nicht mehr ein Grund 
der Beanstandung werden kann. 



V. 

Der Wille Alexanders I. war, dem Grofsfürstentum Finn- 
land die schwedische Konstitution als seine eigene zu be- 
stätigen, und diese Konstitution ist seitdem neunzig Jahre 
ündurch von den Kaisern aufrechterhalten worden. War 
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eine solche Rechtsschöpfung von Anfang an unmöglich? Hat 
der Kaiser nicht, was er gewollt, auch gekonnt? 

Es ist wahr, dafs die dem Landtage in Borgä im Jahre 1809 
vom Kaiser abgegebene „Versicherung" und der Huldigungseid 
der Stände keinen völkerrechtlichen Vertrag bedeuten; Finn- 
land war ja kein völkerrechtliches Subjekt. Aber ist es 
unmöglich, dafs ein Staatswesen ohne einen solchen Vertrag 
entsteht? Betrachten wir zunächst die Stellung des Kaisers 
Finnland gegenüber, dann das Recht Schwedens und femer 
das Verhältnis Finnlands zum Kaisertum Rufsland. 

Während eines Krieges erwirbt der Sieger nach Mafs- 
gäbe der Fortschritte seiner Truppen zuerst nur eine faktische 
Macht. Um diese Macht in eine rechtliche zu verwandeln, ist 
erforderlich, dafs die Absicht des Siegers, das Genommene zu 
behalten, in irgendwelcher Weise erklärt wird, dafs ferner seine 
Macht eine dauerhafte ist, und dafs schliefslich eine ethische 
Sanktion derselben hinzutritt. Die Absicht Alexanders, Finnland 
zu behalten, wurde vom Kaiser durch Bekanntmachungen den 
europäischen Mächten gegenüber am 16. März a. St. 1808, in 
Rufsland am 20. März und in Finnland am 5./17. Juni des- 
selben Jahres mitgeteilt. Der Kaiser hatte aber das Land 
damals noch nicht erobert; im Sommer 1808 erlitten seine 
Truppen bedeutende Niederlagen, welche den Ausgang des 
Krieges als sehr zweifelhaft erscheinen liefsen. Die Absicht der 
Occupation war erklärt, eine dauerhafte Macht aber noch 
nicht vorhanden. Erst nachdem Finnland von den schwedischen 
Truppen verlassen worden und die faktische Eroberung vollzogen 
war, konnte sich die Macht des Siegers als eine rechtliche kon- 
stituieren. Zwei Momente kommen da in Betracht, der Land- 
tag in Borgä und der Frieden sschlufs mit Schweden. Die 
Kaiserliche „Versicherung" wurde dem Landtage am 29. März 
1809 abgegeben, der Friedenstraktat mit Schweden am 
5./17. Septeinber desselben Jahres unterzeichnet. War es 
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dem Kaiser möglich, vor dem Friedensschlufs die Rechts- 
ordnung Finnlands festzustellen? 

Wenn ein staatsrechtliches Verhältnis mit Gewalt auf- 
gehoben wird, so kann, wie die Geschichte mehrfach zeigt, 
ein neues Verhältnis auch ohne irgendwelchen völkerrecht- 
lichen Vorgang die nötige ethische Sanktion erhalten. Der 
völkerrechtliche Vertrag ist eine, aber nicht die einzige Grund- 
lage für die Legitimation einer faktischen Macht. Betrachten wir 
die innerstaatlichen Verhältnisse und fragen wir, wie viele von 
den regierenden Fürsten sich auf eine ununterbrochene Reihe 
von legalen Rechtserwerbungen berufen können! Auf dem 
Wiener Kongresse, wo die Sache sehr genau geprüft wurde, erwies 
es sich, wie bekannt, dafs kaum ein einziger Staat sich „als 
makellos reine Verwirklichung des Legitimitätsprincips aus- 
geben konnte". Sind denn die Titel der regierenden Fürsten 
ungültig? Keineswegs, ihre Gültigkeit beruht darauf, dafs 
ein neues Herrscherrecht, das ein altes gewaltsam verdrängt, 
durch den Gehorsam der Unterthanen sittlich legitimiert wird. 
Ebenso verhält es sich bei Eroberungen. Auch ohne Friedensver- 
trag kann die neue Herrschermacht durch den Gehorsam der 
Einwohner eines eroberten Gebietes eine rechtliche werden, 
so z. B. wenn ein ganzer Staat erobert und seine Macht ver- 
nichtet wird (die sog. debellatio). Gehorsam aber haben die 
Finnländer durch den Huldigungseid in Borgä feierlich ver- 
sprochen und seitdem redlich geleistet. Dafs eine rechtliche 
Macht in Finnland durch den Akt in Borgä begründet worden, 
und dafs dabei der Huldigungseid, obwohl nicht ein Teil 
eines völkerrechtlichen Vertrages, doch von Bedeutung ge- 
wesen, dürfte nicht in Abrede gestellt werden können. Dieser 
von den gesetzmäfsig versammelten Volksrepräsentanten ge- 
leistete Eid, der vom Kaiser als ein „freiwilliger" entgegen- 
genommen wurde, hat, rechtlich wie sittlich, denselben und 
wohl noch einen höheren Wert als der passive Gehorsam einer 
gewaltsam unterworfenen Menge. 
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Natürlich aber wurde dabei das Recht Schwedens ver- 
letzt; Schweden, aber auch nur Schweden, hätte dieses neue 
Rechtsverhältnis anfechten können. Schweden hat aber; im 
Friedensschlufs von 1809 sein Recht auf Finnland dem 
Russischen Reich übertragen. Auch wenn in dem Traktat die 
in Finnland schon geschaffene Rechtsordnung gar nicht er- 
wähnt worden wäre, hätte dieselbe doch als von Schweden 
rückwirkend genehmigt angesehen werden müssen. Nun wird 
aber der neuen Rechtsordnung Finnlands im Traktat von Seiten 
Schwedens in genügender Weise gedacht. Die Artikel IV 
und VI enthalten folgendes: 

Art. IV erklärt den Verzicht des Königs von Schweden 
auf Finnland. Die Einwohner des Landes werden von dem 
Treueid, den sie der Krone Schweden geleistet, entbunden. 

Art. VI lautet wie folgt: „Da Seine Majestät der Kaiser 
von Rufsland schon die sprechendsten Beweise der Milde und 
der Gerechtigkeit gegeben, womit Seine Maj. die Einwohner der 
soeben erworbenen Länder zu regieren beschlossen hat, indem 
er aus Edelmut und freier Neigung ihnen die freie Ausübung 
ihrer Religion, ihrer Eigentumsrechte und Privilegien zu- 
sicherte, sieht sich Seine schwedische Maj. dadurch von 
der sonst heiligen Pflicht, in dieser Hinsicht Vorbehalte zu 
Gunsten seiner früheren Unterthanen zu machen, befreit". 

Die schwedische Regierung sagt somit, sie würde den 
Frieden nicht ohne Vorbehalt zu Gunsten der Finnländer ge- 
schlossen haben ; da aber der russische Kaiser schon freiwillig 
ihnen ihre Religion, ihr Eigentumsrecht und ihre Privilegien 
zugesichert habe, hätte sich der König von Schweden von 
dieser sonst so heiligen Pflicht befreit gesehen. Diese Er- 
klärung enthielt eine unzweideutige Anerkennung des schon 
in Borg& entstandenen Rechtszustandes. Offenbar ist diese neue 
Rechtslage der Finnländer von der schwedischen Regierung als 
Vorbedingung des Friedensschlusses angesehen worden. 
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Seine rechtliche Macht in Finnland hat Kaiser Alexander 1. 
80 geordnet, dafs in Betreflf des inneren Rechtslebens des 
Grofsflirstentums die schwedische Konstitution als die Kon- 
stitution des Landes fortdauernd gelten sollte. Finnland sollte 
leben: „libre dans Tint^rieur", „sous la protection de ses lois". 
Der Kaiser sollte in Finnland dieselbe Macht haben, wie sie der 
König Schwedens besessen hatte. Warum sollte es dem Kaiser 
unmöglich gewesen sein, eine solche Rechtsordnung zu gründen, 
die ihn selbst und seine Nachfolger verpflichtete? Sind ja 
doch in sog. absoluten Monarchien Konstitutionen eingeführt 
worden, die durchaus nicht wie Gnadengaben zurückgenommen 
werden können. Und in diesem Punkt ist die Sachlage den 
Finnländern viel günstiger. Denn Alexander I. hat die Auto- 
kratie in Finnland niemals eingeführt. Er hat die schwe- 
dische Rechtsordnung in Finnland weiter bestehen lassen 
und dadurch einen Rechtszustand geschaflfen, der nur in dem 
Sinne neu war, dafs ein Land und ein Volk, die bisher einen 
Teil eines Staates ausgemacht hatten, eine neue politische 
Einheit wurden. 

Der Kaiser hat nicht seine Selbstherrschermacht ein- 
geschränkt, er hat unterlassen, sie auszudehnen. Es geht dies 
schon daraus hervor, dafs im Manifest vom 20. Jan./l. Febr. 
1809, durch welches der Landtag zu Borgä zusammenberufen 
wurde, gesagt wird, „dafs ein allgemeiner Landtag gemäfs 
den Gesetzen des Landes" abgehalten werden soll, und dafs 
die Bevollmächtigten sich nach Borgä zu begeben haben, 
„so wie es die Reichstagsordnungen vorschreiben". Es waren 
doch gewifs nicht russische Gesetze und russische 
Reichstagsordnungen, auf welche der Kaiser sich hier 
berief. 

Es wird dem gegenüber, wahrscheinlich auf die oben- 
erwähnten Bekanntmachungen vom 16. und 20. März 1808 
hingewiesen werden. Es ist aber hervorzuheben, dafs der 
Kaiser, als diese Manifeste erlassen wurden, noch nicht im 
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Besitz von Finnland war, daher im Lande keine andere Macht 
hat ausüben können als die des Kriegsherrn während eines 
Krieges, dessen Ergebnis noch nicht entschieden ist. Und 
der Kaiser selbst hat sehr früh, nämlich in seinem an das 
Volk Finnlands gerichteten Manifest vom 5./17. Juni 1808, ge- 
äufsert, dafs die „alten Gesetze und Privilegien" des Landes 
„heilig aufrecht erhalten" werden sollten. Es ist wahr, dafs 
man früher versucht hatte, das Volk mit schweren Drohungen 
zum Huldigungseid zu zwingen, was teilweise gelungen war, 
teilweise aber nur einen verzweifelten Widerstand hervorgerufen 
hatte. Falls die Selbstherrschermacht als in Finnland eingeführt 
anzusehen wäre, könnte man für deren Einführung kein anderes 
Moment finden als diese erzwungenen Eidesleistungen. Nun 
hat aber der Kaiser in der oben angeführten Bekanntmachung, 
durch welche das Volk von dem Rechtsakte in Borgä unter- 
richtet wurde, ausdrücklieh erklärt, dafs er den Huldigungs- 
eid, den die Stände in der Domkirche zu Borga freiwillig 
geleistet hatten, als gut und für jeden Einwohner Finnlands ver- 
bindlich angesehen hat. Dieses würde keinen Sinn gehabt 
haben, falls der Kaiser das Volk schon durch die während des 
Krieges erzwungenen Eide als zur Treue gegen die Selbst- 
herrschermacht verpflichtet angesehen hätte ; von diesen Eiden 
war weder in Borg& noch irgendwann später die Rede. 

Was hier erörtert worden ist, gilt nur für die Gründung 
der inneren Rechtsordnung Finnlands. Wie wurde nun das 
Verhältnis des Grofsfürstentums zu Rufsland gestaltet? 

Aus den zu den Vorgängen in Borg& gehörenden Rechts- 
urkunden erhellt fürs erste die Stetigkeit der Vereinigung 
Finnlands mit Rufslands : Alexander I. erklärte, dafs er Finn- 
land in Besitz genommen habe; die Stände huldigten dem 
Kaiser von Rufsland als Grofsfürsten von Finnland. Dement- 
sprechend ist auch im Art. IV des russischen Grundgesetzes 
gesagt: „Mit dem Kaiserlich Russischen Throne sind die 
Throne des Zarentums Polen und des Grofsflirstentums 
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Finnland unauflöslich vereinigt". Die Sonderstellung dem 
russischen Kaiserstaate gegenüber, welche in staatsrechtlicher 
Hinsicht dem Grofsflirstentum durch die Bestätigung seiner 
früheren Verfassung zugesichert worden ist, erstreckt sich 
aber nicht auf die völkerrechtlichen Beziehungen. Es exi- 
stiert keine Willenserklärung Alexanders I. fremden Mächten 
gegenüber, durch welche dem Grofsfürstentum , im Wider- 
spruch mit der ursprünglichen Absicht des Kaisers, die 
Stellung eines neuen völkerrechtlichen Subjekts gegeben wäre. 
In internationaler Hinsicht, so lehrt einstimmig die finnländische 
Doktrin, ist Finnland nur ein Teil des russischen Reiches. 

Hieraus ergeben sich sehr bedeutsame Konsequenzen. 

Erstens bezüglich der inneren Rechtsordnung des Landes. 
Der Kaiser von Rufsland ist Grofsfürst von Finnland. Das ist 
keine sog. Personalunion : Finnland ist nicht mit der jetzt regie- 
renden Kaiserfamilie, sondern mit dem Kaisertum Rufsland 
verbunden. Das russische Thronfolgerecht bestimmt also, wer 
Grofsfürst von Finnland sein soll. Somit sind die in den 
schwedischen Grundgesetzen enthaltenen Bestimmungen über 
die Thronfolgeordnung (sowie auch diejenigen über die Religion 
des Monarchen u. a. dergl.) durch die Vereinigung Finnlands 
mit Rufsland aufgehoben worden. Die entsprechenden russischen 
Gesetzesbestimmungen, welche nicht zu der Konstitution Finn- 
lands gehören, sind für Finnland mafsgebend kraft des finn- 
ländischen Rechtssatzes, dafs der Kaiser von Rufsland Grofs- 
fürst von Finnland ist. 

Aus dem Verhältnis des Grofsfürstentums zum Kaisertum 
ergiebt sich femer, dafs Finnland keine eigene auswärtige 
Politik hat noch haben kann. Das erkennt auch die finnländische 
Doktrin an. Verträge aber, welche auf die Veränderung der 
inneren Verhältnisse Finnlands zielen, können natürlich nur 
auf dem durch die finnländische Verfassung vorgeschriebenen 
Wege ausgeführt werden. Solche Fragen sind sehr selten 
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vorgekommen und haben zu keinerlei Schwierigkeiten Anlafs 
gegeben. 

Das Verhältnis zwischen Rufsland und Finnland ist eigen- 
tümlich, und über die angemessene Bezeichnung desselben sind 
verschiedene Ansichten geäufsert worden. Dafs es keine sog. 
Personalunion ist, ist schon erwiesen worden. Die Bezeichnung 
„Realunion" ist schon besser, weil sie diesen Irrtum ausschliefst. 
Sie kann aber zu dem Mifsverständnis Anlafs geben, dafs 
Finnland und Rufsland koordiniert wären. Das ist aber nicht 
der Fall, denn die Organe der öffentlichen Macht Finnlands 
nehmen, wie gesagt, an gewissen Staatsakten keinen Anteil. 
Wenn das russische Gesetz von Finnlands mit dem russischen 
vereinigten Throne spricht, will es nicht eine Koordination 
andeuten, sondern nur, dafs Finnland eine politische Ein- 
heit ist. Am angemessensten scheint die Formel, dafs Finn- 
land autonom, aber nicht souverän ist. Da die juristische 
Terminologie auf diesem Gebiete noch sehr schwankend ist, 
dürfte diese Frage nicht von praktischer Bedeutung sein. 

Wie auch das Rechtsverhältnis zwischen Finnland und Rufs- 
land theoretisch konstruiert wird, — jedenfalls dürfte nicht in 
Abrede gestellt werden können, dafs in Finnland russisches Recht 
nicht gilt, und dafs das Grofsfürstentum folglich nur nach finn- 
ländischem Recht regiert werden darf, welches nur in der Ord- 
nung, die es selbst vorschreibt, geändert werden kann. Es kann 
hervorgehoben werden, dafs diese Auffassung auch von einer 
Theorie, die Finnland nicht als einen Staat, sondern nur als ein 
sog, „Staatsfragment" ansieht, geteilt wird. Professor Jellinek, 
der diese Ansicht geäufsert hat, erkennt an^, dafs Finnland ein 
eigenes Territorium und eigene Staatsangehörige hat, die nicht 
zugleich russische Staatsangehörige sind, dafs die ganze Ver- 
waltung mit Ausnahme der auswärtigen Angelegenheiten und 
der militärischen Kommandosachen, die es mit Rufsland ge- 



1 Über Staatsfragmente, Heidelberg 1896. S. 40 ff. 
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meinsam hat, Finnland eigentümlich ist. Alle Organe, sagt 
er, die ausschliefslich finnländische Angelegenheiten besorgen — 
also aufser dem Landtage sämtliche Behörden Finnlands mit 
Einschlufs des Ministerstaatssekretärs ^ — sind finnländische, 
nicht etwa zugleich russische Organe. Diese Rechtsstellung 
Finnlands im Russischen Reiche kann, nach Jellineks Ansicht, 
nur mit seiner Einwilligung abgeändert werden. „Denn", 
sagt er, Jede Verfassungsänderung kann nur in den ver- 
fassungsmäfsigen Formen erfolgen; zu diesen zählt aber hier 
die Zustimmung dieses Landes selbst". Jellinek erkennt 
also vollständig Finnlands Hecht an. Er erklärt ausdrücklich, 
dafs vom Standpunkte des Rechtes aus jeder willkürliche Eingriff 
Rufslands in die finnländischen Angelegenheiten als rechtswidrig 
bezeichnet werden mufs. Wenn er dennoch dem Lande die 
Eigenschaft eines Staates abspricht, so begründet er dies 
damit, dafs „keine Trennung" der russischen Kaiser- und 
der finnländischen Grofsfiirstenwürde voi^enommen worden und 
daher in der finnländischen Verfassung keine Bestimmung 
vorhanden sei, welche die in Finnland herrschende Dynastie 
bezeichnet. Diese „Fragmenttheorie" dürfte sich bei genauerer 
Prüfung der thatsächlichen Verhältnisse Finnlands nicht als 
sachgemäCs empfehlen. 

Früher hat Brie^ Finnland als einen Staat, der sich in 
Realunion mit Rufsland befindet, angesehen. Bornhak^ sagt, 
dafs Finnland im Verhältnis zu Rufsland einen besonderen 
Staat bildet, der nach Mafsgabe seiner eigenen Verfassung 
und seiner eigenen Gesetze regiert wird. Für eine Realunion 
zwischen Rufsland und Finnland fehle aber die hierflir 



^ Es mag hier hervorgehoben werden, dafs auch der General- 
gouvemeiir Finnlands eine finnländische Behörde ist. Vgl. die Instruk- 
tion vom 31. Jan./12. Febr. 1812. 

^ Grünhuts Zeitschrift für das Privat- und öffentliche Recht 
XI, 105—106 und Theorie der Staatenverbindungen, Stuttgart 1886, S. 70. 

* Einseitige Abhängigkeitsverhältnisse unter den modernen Staaten, 
Leipzig 1896, S. 62 ff. 
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wesentliche Gleichstellung der verbundenen Staatswesen; denn 
völkerrechtlich, d. h. einem dritten Staate gegenüber, sei Finn- 
land kein besonderer Staat, sondern ein Teil des EuQsischen 
Reiches. Bornhak findet, dafs das Verhältnis Finnlands zu 
Rufsland „genau dasselbe wie dasjenige Bulgariens zur Türkei 
sein würde, wenn der Sultan gleichzeitig Fürst von Bulgarien 
wäre". 

Wird es einmal anerkannt, dafs Kaiser Alexander I. Finn- 
land eine Konstitution hat geben wollen und können, so mufs 
auch eingeräumt werden, dafs in Finnland die Staatsfunktionen 
auch in Sachen, welche ein Interesse Rufslands berühren, nur 
gemäfs dieser Konstitution ausgeübt werden können. Über 
der finnländischen Gesetzgebung steht keine höhere Gesetz- 
gebung. Es wurde im Jahre 1809 bei der Bestätigung der 
Verfassung keine Ausnahme zu Gunsten Russischer Reichs- 
interessen gemacht; auch findet sich kein Organ, welches ein für 
Finnland und Rufsland gemeinsames Recht zu schaffen hätte. 
Gemäfs der finnländischen Konstitution kann der russische 
Reichsconseil nicht als Gesetzgebungsorgan für Finnland funktio- 
nieren. Gleichheit der Gesetze der beiden Länder kann aber 
in der Weise entstehen, dafs, nach Vernehmung der zuständigen 
russischen Behörden, in Rufsland und Finnland Gesetze des- 
selben Inhalts gegeben werden; einige solche giebt es auch 
schon. Diese sind aber nicht für beide Länder gemeinsam, 
sondern russisches resp. finnländisches Recht. Soll für Finn- 
land und Rufsland gemeinsames Recht geschaffen oder sollen 
für Finnland Gesetze auf anderem Wege als dem jetzt ver- 
fassungsmäfsig vorgeschriebenen gegeben werden, so mufs die 
finnländische Verfassung geändert werden, und das kann recht- 
lich nur mit der Zustimmung des Landtages geschehen. Sonst 
wird eine fremde Ordnung ins Land gezogen, die nicht recht- 
mäfsig, sondern nur durch einen Gewaltakt durchzuführen ist. 
Es müfste dann der Gehorsam der Unterthanen hinzukommen, 
um diese neue Ordnung als eine rechtliche erscheinen zu 
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fassen. Ein solcher Gehorsam ist aber von selten der Finnländer 
dem Manifest vom 3./15. Februar gegenüber nicht geleistet 
worden. Die Stände haben im Hinblick auf dieses Manifest 
und die Möglichkeit ^ dafs die Wehrpflichtfrage nicht nach 
dem vom Landtag angenommenen Entwurf entschieden würde, 
ohne Meinungsverschiedenheit folgende Resolution beschlossen^: 

„dafs nach Finnlands Konstitution ein Gesetz, welches für 
Finnlands Volk zur Nachachtung dienen soll, nur in der durch 
die Grundgesetze des Landes bestimmten Ordnung geschaffen 
werden kann; einer Ordnung, welche nicht nur voraussetzt, 
dafs der Monarch hierbei von einheimischen Behörden unter- 
stützt wird, sondern ebenso auch, dafs ein Gesetz über Fragen, 
die nicht zu den sog. Ordnungs- und Haushaltungsfragen zu 
rechnen sind, mit Vorwissen und Einwilligung der Stände zu 
Stande kommt; 

„dafs dagegen die Ordnung, welche in den dem berührten 
Allerhöchsten Manifest beigelegten „ Grund bestimmungen" für 
die Schaffung von Gesetzen aufgestellt worden ist, die auch 
in Finnland Geltung haben sollen, im Widerspruch mit den 
Grundgesetzen Finnlands und mit der Konstitution steht, die 
das Land gemäfs denselben besitzt; 

„dafs das Manifest nebst den dazu gehörigen Grund- 
bestimmungen, die ohne Zustimmung und Einwilligung der 
Stände Finnlands und auch sonst in einer anderen Ordnung 
als wie die Grundgesetze des Lances vorschreiben, zu stände 
gekommen sind, infolgedessen in Finnland nicht die Kraft 
und Wirkung eines Gesetzes haben können; 

„dafs besonders ein Gesetz über die Wehrpflicht für Finn- 
lands Bewohner mithin nicht ohne Verletzung der Konstitution 
des Landes als Reichsgesetz erlassen oder sonst vom Kaiser 
und Grofsfiirsten, ohne von den Ständen angenommen worden 
zu sein, sanktioniert werden kann; 



1 Vgl. „Der Aufserord. Finnland. Landtag 1899" etc., S. 177 ff. 
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„dafs das gegenwärtig geltende Wehrpflichtgesetz, das in 
der durch die Konstitution des Landes vorgeschriebenen Ord- 
nung zu Stande gekommen ist, nicht anders als durch über- 
einstimmenden Beschlufs des Kaisers und Grofsfürsten sowie 
der Stände verändert oder aufgehoben werden kann, und 

„dafs, falls Ew. Kaiserliche Majestät nichtsdestoweniger 
eine besondere Ordnung für die Schaflfung von Gesetzen, die 
für das Kaisertum und Pinnland gemeinsam sind, nötig be- 
finden sollten, die Stände die Erwartung hegen, dafs Ew, Kaiser- 
liche Majestät geruhen werden, den Ständen behufs grund- 
gesetzmäfsiger Behandlung eine Allerhöchste Vorlage zu über- 
geben, betreffend eine solche Abänderung der Grundgesetze 
des Landes, wie sie für diesen Zweck nötig ist". 

Die Stände haben Anlafs gefunden, des näheren auszu- 
führen, dafs die Motive ihrer Beschlüsse nicht nur formal- 
juristischer Art gewesen. Finnland ist nicht einfach als- 
ein vom schwedischen Volke losgerissener Teil mit Rufs- 
land vereinigt worden. Schon während der schwedischen 
Zeit, wo doch kein rechtlicher Unterschied zwischen Finnland 
und Schweden bestand, hat sich in Finnland ein eigenes National- 
bewufstsein allmählich ausgebildet. Dafs diese nationale Einheit 
durch eine Jahrhunderte lange Entwickelung entstanden ist; 
dafs ihr um 1809 eine selbständige politische Existenz gegeben 
wurde, indem sie das Recht, mit dem sie von alters her ver- 
wachsen war, als ihre eigene Rechtsordnung behalten durfte; 
die selbständige Entwickelung endlich, welche das Volk seit- 
dem im Schutze dieser Rechtsordnung durchgemacht hat, — 
alles das ist keine zuMlige Schöpfung menschlicher Willkür. 
Es beruht auf einem höheren Willen, dafs das Volk Finn- 
lands durch Religion, Sprache, Sitten und Kultur eine von 
der russischen verschiedene Nation ist. Wie jedes Volk, das 
nicht sittlich entartet ist, fühlt sich das finnländische berechtigt 
und verpflichtet, auch in Zeiten der Not seine nationale 
Existenz zu wahren. Solche Bestrebungen, die, wenn sie sich 

Das Recht Pmnlands. » B 
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nicht unerlaubter Mittel bedienen, stets als edel und preiswürdig 
angesehen worden sind, können nicht von dem, der selber für 
seine eigenen nationalen Traditionen eine tiefere Empfindung 
hat und die Lage der Finnländer ohne Argwohn und Vorurteil 
betrachtet, mifsverstanden werden. Die finnländische Nation 
hat ihre eigene, wenn auch bescheidene Aufgabe zu erfüllen, 
und dies ist ihr ohne eine eigene Rechtsordnung unmöglich. 
Denn die Rechtsordnung ist die Vorbedingung sowohl für das 
sittliche wie für das wirtschaftliche Gedeihen des Volkes. Es gilt 
jetzt, und zwar in noch höherem Grade, das, was Alexander I. 
im Manifest vom 9,/21. Februar 1816 gesagt hat, dafs näm- 
lich „die Konstitution und die Gesetze, welche, überein- 
stimmend mit dem Charakter, den Sitten und dem Bildungs- 
grade des finnländischen Volkes, während einer langen Reihe 
von Jahren die Grundlage seiner bürgerlichen Freiheit und 
Ruhe ausgemacht haben, nicht ohne Schaden für die- 
selben eingeschränkt oder umgestürzt werden könnten". 
Ein neues, nicht verfassungsmäfsig eingeführtes Recht würde 
vom Volk wie eine schwere Last empfunden werden. Eine 
solche Umwälzung würde die Rechtssicherheit und somit das 
Rechtsbewuftsein bedenklich erschüttern. Die gemäfs der neuen 
Ordnung entstandenen Verordnungen würden nicht als Recht, 
sondern als Machtsprüche erscheinen; das Volk würde ihnen 
nicht aus Gewissensüberzeugung, sondern nur aus Zwang ge- 
horchen, und in einer solchen Lage würden sicher fremde 
revolutionäre Elemente versuchen, ins Land zu dringen. Die 
Verwirrung und Angst dieser Lage, wo niemand der Zukunft 
sicher wäre, würde das Zutrauen des Kapitals vermindern und 
die Arbeiter scharenweise aus dem Lande treiben, wie denn 
die Emigration schon in erschreckender Weise zugenommen 
hat. Die materiellen Voraussetzungen, in dem rauhen Klima 
Finnlands und auf seinem kargen Boden die Kultur aufrecht- 
zuerhalten und zu entwickeln, würden somit erheblich ver- 
schlechtert werden. Es kann aber nicht das wohlverstandene 
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Interesse des russischen Volkes sein, das Leben des finn,ländi- 
schen Volkes solchergestalt zu hemmen oder gar zu vernichten. 
Denn die Aufgaben, welche von einer Höheren Hand den beiden 
Völkern gestellt worden sind, können nicht miteinander un- 
vereinbar sein; zeigt doch eine neunzigjährige gemeinsame 
Geschichte, während welcher Finnland niemals Rufsland oder 
seinen Herrschern irgendwelche Sorgen bereitet hat, dafs die 
Vereinigung der beiden Nationen, wie sie 1809 gestaltet wurde, 
den Interessen beider entspricht. 

Russischerseits ist — allerdings nicht in den offiziellen Denk- 
schriften, aber mehrfach in der Presse — behauptet worden, die 
bestehende innere Ordnung Finnlands sei eine dermafsen ver- 
altete Ständeverfassung, dafs sie nicht aufrechterhalten zu 
werden verdiene; auch hätten sich die herrschenden Klassen 
solcher Mifsbräuche derselben schuldig gemacht, dafs Abhilfe 
unumgänglich von nöten sei; genug, die auf Überbleibseln mittel- 
alterlicher Institutionen beruhende Sonderstellung Finnlands sei 
moralisch verwirkt worden. Es war nicht die Aufgabe der 
Stände, sich auf solche politische und soziale Erörterungen 
einzulassen ; hier aber mögen einige Worte darüber am Platze 
sein. Es ist wahr, dafs die finnländische Konstitution alter- 
tümlich ist, und sie mag etwas ungelenk erscheinen, ver- 
glichen mit den modernen Verfassungen, die nach politischen 
Doktrinen konstruiert und nach wissenschaftlicher Methode 
ausgearbeitet sind. Sie hat sich allmählich — gewohnheits- 
rechtlich und durch geschriebenes Recht, das sich der Gewohn- 
heit angeschlossen — entwickelt. Ihre Bestimmungen sind daher 
oft nur mit Schwierigkeit dem, der ihre Geschichte nicht 
kennt, darzulegen. Der Wert einer Verfassung sollte aber 
doch nicht nur nach ihrer äufseren Erscheinung beurteilt 
werden ; haben sich doch manche theoretisch sehr vollkommene 
Konstitutionen im praktischen Leben sehr schlecht bewährt. 
Die Finnländer brauchen sich nicht zu schämen, eine alte ger- 
manische Rechtsverfassung lieb und wert zu halten, da unter 
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•derselben ein gesundes Rechtsleben und gute soziale Verhält- 
nisse sich bei ihnen entwickelt haben. 

Der Landtag besteht aus vier Ständen: Adel, Priestern, 
Bürgern und Bauern, Das Haupt jeder immatrikulierten 
adeligen Familie hat das Recht, selbst oder durch einen Ver- 
treter im ersten Stande Platz zu nehmen. Der geistliche 
Stand wird durch Wahlen seitens der Inhaber von ordentlichen 
Ämtern in der lutherischen Kirche und seitens der Universitäts- 
und Schullehrer zusammengesetzt, der Bürgerstand durch Wahlen 
seitens der Städtebewohner, der Bauernstand durch Wahlen 
seitens derjenigen, die auf dem flachen Lande Grundeigentum 
haben (auch von Emphyteuten auf den der Krone gehörigen 
Grundstücken). Die grofse Masse der Landbevölkerung (Pächter 
und Lohnarbeiter) ist somit vom Wahlrecht ausgeschlossen. 
Auch die städtischen Arbeiter haben, da nach einem gewissen 
Steuerzensus abgestimmt wird, nur ziemlich geringen politischen 
Einflufs, Alle vier Stände aber sind politisch gleichberechtigt. 
Der Adel beherrscht weder den Landtag noch die Administra- 
tion oder das soziale Leben ^; er unterscheidet sich nicht 
durch gesellschaftliche Stellung oder Vorrechte von der übrigen 
Gesellschaft. Was von adeligen Privilegien noch vorhanden 
ist, hat keine praktische Bedeutung. 

Die eigentümliche Vierteilung der Repräsentation hindert 
ihre Arbeit nicht. Es kann getrost auf die Gesetzsammlung 
von Finnland und auf die in den Kommissionen des Landtages, 
welche den vier Ständen gemeinsam sind, entstandenen legisla- 
tiven Vorarbeiten hingewiesen werden; ohne Prahlerei darf 
behauptet werden, dafs darin eine grofse und tüchtige Arbeit 
enthalten ist. In Finnland weifs man nichts von jenen so- 
genannten Fachpolitikern, welche auf das parlamentarische 



1 In Schweden ist eine Feudalität nie aufgekommen ; der Bauer war 
nie hörig. Der Grofsgrundbesitz ist in Finnland eine seltene Ausnahme ; 
Typus ist das Bauerngut, das eine Familie von etwa fünf Personen er- 
nähren kann. 
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Leben vieler Staaten einen ungesunden Einflufs ausgeübt haben. 
Die legislative Wirksamkeit ist in Finnland Bürgerpflicht, nicht 
Carrifere. Dafs Wahlreformbestrebungen (welche jedoch bis jetzt 
ziemlich schwach gewesen) entstanden sind, ist nicht als ein 
Beweis der Untauglichkeit der Verfassung anzusehen, sondern, 
auch wenn man diese Anschauungen nicht teilt, freudig zu 
begrtifsen als ein^ Fortschritt in der durch die Volksschulen, 
die kommunale Selbstverwaltung und die Presse begünstigten 
politischen Erziehung der grofsen Menge. 

Die leitenden Klassen der Gesellschaft, die in der Mehr- 
zahl wie ein kleiner Teil der Landbevölkerung schwedisch 
sprechen^, und aus denen die Mitglieder des Senats ent- 
nommen werden und die Führer des Landtages hervorgehen, 
haben sich keineswegs einer selbstsüchtigen Klassenpolitik 
schuldig gemacht. Die Gesetzgebung und die Verwaltung sind 
seit 1863 in liberalem Sinne gehandhabt worden. Es besteht 
Gewerbe- und Handelsfreiheit. Die Anwendung der finnischen 
Sprache, welche von der Mehrzahl der Bevölkerung gesprochen 
wird, ist in der Administration und Rechtssprechung allmählich 
ausgedehnt worden; es kann in finnischer Sprache bei jedem 
Gericht und jeder Behörde prozediert werden. Es giebt schon 
eine angemessene Anzahl finnischer Staatsschulen, die zur 
Universität führen; das Schulgeld dieser Anstalten ist sehr 
mäfsig. Zu den Staatsämtern kann jedermann gelangen, der 
die erforderlichen Universitätsexamina absolviert hat. 

In der Zufriedenheit des Volkes mit der bestehenden 
Rechtsordnung und Verwaltung Hegt die Ursache der Thatsache, 
dafs Umsturzdoktrinen in Finnland bis jetzt keinen Ein- 
gang gefunden haben. Eine rechtsumstürzende Reichspolitik 
würde aber, wie die Stände auch hervorgehoben haben, sicher 



1 Die Führer der sogen, fennomanischen Bewegung, deren Ziel 
die Hebung der finnischen Sprache ist, sind bis jetzt, mit wenigen 
Ausnahmen, Männer, deren Muttersprache Schwedisch ist. Mehrere 
von ihnen haben in den Senat Eintritt gefunden. 
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eine geftlhrliche Trübung des Rechtsbewufstseins zur Folge 
haben und somit den Boden für solche Doktrinen ebnen. Hat 
man doch schon durch zahlreiche russische Agenten in Finn- 
land eine geradezu sozialistische Propaganda unter den ärmeren 
und am meisten zurückgebliebenen Elementen der Bevölkerung 
versucht, indem ihnen, um Unzufriedenheit mit der bestehenden 
Ordnung hervorzurufen, im Namen des Kaisers versprochen 
worden ist, dafs, sobald die Macht der „Herren" aufgehoben, 
und die russischen Gesetze eingeführt seien, jedermann, wie 
in Rufsland, ein Grundstück bekommen solle. Diese gegen 
das Eigentumsrecht gerichtete Propaganda scheint einen 
doppelten Zweck zu haben: eine Manifestation zu Gunsten 
der Russifizierungspolitik hervorzurufen und ferner eine soziale 
Gährung zu verursachen, welche dann als Vorwand für Gewalt- 
mafsregeln dienen könnte. Indessen ist keines von diesen 
Zielen bis jetzt erreicht worden. Es kann aber nicht ver- 
bürgt werden, dafs die erwähnten Elemente, falls die Rechts- 
ordnung von oben nicht respektiert wird, immer ruhig bleiben 
werden ^. 



VI. 

Aus der Vereinigung Finnlands mit Rufsland folgt, nach 
der finnländischen Doktrin, dafs Krieg und Frieden für Finn- 
land von dem jeweiligen Zustande des Kaisertums abhängt, 
denn fremden Mächten gegenüber hat Finnland, wie schon 
hervorgehoben wurde, keine eigene Politik. Die finn- 

^ Es scheint, dafs einflufsreiche Vertreter der „neuen Richtung" 
die Absicht hegen, in einiger Ausdehnung mit Staatsmitteln Boden für 
die Besitzlosen anzukaufen; noch weifs man nicht, ob diese dann etwas 
dafür zu zahlen haben werden oder ob die Eeform auf Unkosten der 
Steuerzahler durchgeführt werden soll. Den Leuten ist das Land von 
den russischen Agitatoren unentgeltlich versprochen worden; es wird 
eine grofse Enttäuschung sein, falls sie es bezahlen müssen. Wird es 
ihnen aber unentgeltlich gegeben, so werden die Steuerzahler, deren 
Mehrzahl ja auch arme Leute sind, nicht zufrieden sein. 
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ländische Doktrin lehrt ferner, dafs Rufsland berechtigt ist, 
auf dem finnländischen Territorium seine militärische Macht 
zu entfalten. Der Kaiser kann,. ohne Mitwirkung finnländischer 
Behörden, beschliefsen, russische Truppen in Finnland zu 
placieren ; solche Truppen sind nicht der finnländischen Juris- 
diktion unterworfen^. Grund und Boden für die Anlage von 
Festungen, Exerzierplätzen u. s. w. stellt die Regierung Finn- 
lands, jedoch natürlich gemäfs finnländischem Recht, für die 
russischen Militärzwecke zur Verfügung. 

Bei der Vereinigung Finnlands mit Rufsland behielt aber 
das Land, wie oben erwähnt wurde, das schwedische Militär- 
system, indelningsverket, welches während des 17. Jahrhunderts 
durch Vereinbarungen zwischen der Krone und den Grund- 
besitzern ausgebildet und dann grundgesetzlich festgelegt 
worden war. Die den Grundbesitzern obliegende Pflicht, 
Soldaten zu stellen, wurde jedoch nach 1809 nur ausnahms- 
weise in Anspruch genommen; statt dessen wurden finanzielle 
Äquivalente entrichtet; das System hatte nunmehr hauptsäch- 
lich nur kamerale Bedeutung. Insofern aber Truppen vor- 
handen waren, war ihre Organisation eine durchaus nationale 
und von der Organisation der in Finnland stationierten 
russischen Truppen verschiedene. Der Kaiser hatte natürlich 
das höchste Kommando. Oberbefehlshaber der finnländischen 
sowie der in Finnland befindlichen russischen Truppen war 
der Generalgouverneur; diese beiden Funktionen waren 
aber gesondert. Die Offiziere der finnländischen Truppen 
waren nämlich stets Finnländer ^. Die nicht rein militärische 
Verwaltung wurde vom Finnländischen Senat gehandhabt; es 
gab ein finnländisches Kommissariat, ein finnländisches Sanitäts- 

* Thatsächlich sind seit 1809 russische Truppen immer in Finnland 
gewesen, ohne dafs dadurch irgendwelche Schwierigkeiten politischer 
Art entstanden wären. Die Kosten der Einquartierung dieser Truppen 
sind meistens von der russischen Regierung ersetzt worden. 

2 Ausnahmen sind bei dem Oberbefehl über geworbene Truppen 
vorgekommen. 
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wesen u. s. w. Diese Angelegenheiten wurden vom finn- 
ländischen Ministerstaatssekretär dem Kaiser vorgetragen ^ 
Von der Verwaltung wurden die rein militärischen, sogen. 
„Kommandoangelegenheiten" genau unterschieden; diese wur- 
den vom russischen Kriegsminister vorgetragen. 

Dem entgegen wird in den der Kaiserl. Vorlage bei- 
gefügten „Erläuterungen" angedeutet, dafs ein nationales finn- 
ländisches Heerwesen erst durch das jetzt geltende Wehr- 
pflichtgesetz vom Jahre 1878 erreicht worden wäre. Es wird 
dieses Gesetz als eine von dem Landtag Finnlands Rufsland 
gegenüber vorgenommene Usurpation angesehen. Wenn nun — 
wie mehrfach in diesen „Erläuterungen" — behauptet wird, die 
Interessen Rufslands seien durch dasselbe schwer verletzt worden 
und das finnländische Militärwesen sei mit dem Rechte Rufs- 
lands unverträglich, so sind dergleichen Äufserungen fast uner- 
klärlich ; denn es sollte doch nicht vergessen werden, dafs das 
Gesetz nicht nur vom Landtag angenommen, sondern auch 
von Kaiser Alexander II. sanktioniert worden ist. Die Kritik, 
welche jetzt gegen das Gesetz gerichtet wird, trifft daher das 



^ Die Instruktion für das Staatssekretariat für Finnland vom 
17. März 1826 bestimmt (Art. I, § 3), dafs der Staatssekretär Vorstand 
der Kaiserl. Kanzlei für alle Sachen ist, welche die Civilverwaltung 
Finnlands betreffen, und rechnet (Art. II, § 1) zu den Aufgaben des 
Staatssekretariats alle, welche die allgemeine Civilverwaltung 
Finnlands betreffen und von der Prüfung und Entscheidung der höch- 
sten Macht abhängen. — Dies steht in Übereinstimmung mit § 21 der 
„Regierungsform" von 1772, welcher bestimmt, dafs es den Staatssekre- 
tären (solche gab es damals mehrere) obliegt, dafür zu sorgen, dafs die 
Expeditionen nach der Königl. Dezision und den Protokollen schleunig, 
richtig und in guter Ordnung ausgefertigt werden; keinem Befehl soll 
gehorcht werden, welcher nicht gehörig kontrasigniert worden ist ; „Kriegs- 
angelegenheiten ausgenommen". — Die „Kriegsangelegenheiten", von 
denen hier die Rede ist, sind solche, die jetzt Kommandoangelegenheiten 
genannt werden. Alle anderen Angelegenheiten gehören zur „allge- 
meinen Civilverwaltung". Hingegen wird von den Gegnern Finnlands 
behauptet, dafs z. B. die finanzielle Seite der Militärverwaltung (Fest- 
stellung der Etats, Anweisung der Mittel u. s. w.) nicht zur allge- 
meinen Civilverwaltung gehöre. 
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Andenken des Kaisers, der die Interessen des Reiches zu 
wahren hatte. Es sollte doch wirklich nicht, wie es jetzt ge- 
schieht, dem Volke Finnlands als Untreue gegen das Reich 
vorgeworfen werden, dafs es einem vom Kaiser sanktionierten 
Gesetze gehorcht hat. Und man sollte sich hüten, Kaiser 
Alexander II. als ein willenloses Werkzeug finnländischer In- 
triguen darzustellen. 

Die Kritik des finnländischen Militärsystems, welche in den 
Beilagen des dem Landtage übergebenen Entwurfes enthalten 
ist, geht von der Voraussetzung aus, dafs die Truppen Finn- 
lands, so wie sie jetzt organisiert sind, nichts mit der russischen 
Armee gemeinsam hätten und daher nicht mit ihr zu gemein- 
samen Operationen verwendet werden könnten. Das Gesetz von 
1878 überläfst aber die militärtechnische Verwaltung ganz und 
gar der Kaiserlichen Verordnungsgewalt, und in der That wird 
der finnländische Soldat genau in derselben Weise wie der 
russische ausgebildet; die Reglements, Instruktionen u. dergl., 
welche die Ausbildung anordnen, sind alle im wesentlichen, und 
zwar meistens fast wörtlich, von demselben Inhalt wie die ent- 
sprechenden russischen Bestimmungen. Nur ein grofser Unter- 
schied besteht:, der militärische Unterricht wird in den Landes- 
sprachen, Schwedisch und Finnisch, erteilt. Die stereotypen 
Kommandoworte beim Exerzieren aber sind die russischen. Das 
Resultat dieser militärischen Ausbildung ist von den Kaisern sehr 
günstig beurteilt worden. Im Jahre 1885 rühmte Alexander III. 
die „tadellose Weise, in der die Bevölkerung ihre Wehr- 
pflicht erfüllt hat**, und erklärte, das Resultat der Manöver 
habe gezeigt, dafs die „finnländischen Truppen voll- 
kommen ihrer Bestimmung entsprechen". Der 
Kaiser berief sich dabei auf das Zeugnis des damaligen General- 
gouverneurs von Finnland, des Grafen v. Heiden, vorm. Chef 
des russischen Generalstabs. Noch im Jahre 1898 sind die 
finnländischen Truppen belobt worden. Gemeinsame Ma- 
növer sind mit finnländischen und russischen Truppen ver- 
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anstaltet worden und haben, nach dem Zeugnis der höheren 
russischen Offiziere, gute Resultate gezeigt ^ 

In den der Kaiserl. Vorlage beigelegten „Erläuterungen" 
erscheint aber auch ein anderes Motiv für die gänzliche Ent- 
nationalisierung des finnländischen Heerwesens. Die Finn- 
länder seien nämlich nicht zuverlässig. Es wird 
ziemlich unverhohlen das Volk hochverräterischer Pläne be- 
schuldigt^. Beweise werden nicht vorgebracht, können auch 
nicht vorgebracht werden. Der Angeklagte bestreitet ent- 
schieden die Beschuldigung, und er fordert die Freisprechung. 
Er hat es nicht nötig, seinerseits eine von vier Kaisern er- 
probte und gelobte Treue zu beweisen. 

Als Hauptgrund für diese schwere Beschuldigung wird 
nur die Thatsache angeführt, dafs die Finnländer Finnland als 
ihr Vaterland ansehen. Es wird schon diese Vaterlandsliebe 
als ein Verbrechen gegen Rufsland gerügt. Die Finnländer 
gestehen oflfen ein, dafs sie Finnland als ihr Vaterland lieben •, 
hat doch Alexander I. in der Rede, mit welcher er den Land- 
tag zu Borg& eröffnete, Finnland als ihr „patrie" bezeichnet; 
ihre Nationalhymne, Runebergs *V&rt Land', welche jetzt als 
verdächtig angesehen wird, haben frühere Kaiser bei feierlichen 
Gelegenheiten mit entblöfstem Haupte angehört. Die Finnländer 
bestreiten, dafs ihre Vaterlandsliebe sie jemals gehindert hätte 
oder hindern werde, ihre Verpflichtungen gegen Rufsland zu 
erfüllen. 



* Der dem Landtag übergebene Entwurf enthält eine grofse Menge 
von Bestimmungen administrativer Art, die alle den entsprechenden 
russischen nachgebildet sind. Da diese Materie aber aufserhalb der Grenzen 
des Gesetzes vom J. 1878 liegt, hat sie der Landtag ganz ausgeschieden 
und diese Fragen der administrativen Verordnung überlassen. Es ist 
all dieses militärtechnische Detail wohl deshalb in die Vorlage herein- 
gezogen worden, um die Unmöglichkeit, dafs der Landtag in der 
Militärfrage zu beschliefsen hätte, recht deutlich zu zeigen. 

2 In einer Broschüre von Jeleneff wird ausdrücklich gesagt, die 
Finnländer befanden sich auf dem Wege zum Abfall vom Eussischen 
Reich. Die der Kaiserlichen Vorlage beigefügten „Erläuterungen" 
drücken sich nicht viel vorsichtiger aus. 
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Hier liegt der Kern der ganzen Wehrpflichtfrage. Der 
Zweck der Regierungsvorlage ist nicht nur ein militärischer, 
sondern in erster Linie ein politischer. Es soll Finnlands 
nationale Selbständigkeit geschmälert, wenn nicht gar auf- 
gehoben, und das Volk russifiziert werden. Hieraus erklären 
sich manche der gewichtigsten Bestimmungen der Vorlagen. 

Wir wollen jetzt den Kaiserlichen Entwurf etwas näher, 
jedoch ohne ins Detail zu gehen, vom Standpunkte der Kon- 
stitution aus betrachten. 

Als erste Frage, welche zu entscheiden ist, gilt natürlich 
die Aufgabe der finnländischen Truppen, Das Gesetz vom 
Jahre 1878 erklärt, dafs diese die Verteidigung des Vater- 
landes und des Thrones sei. Das ist so verstanden worden, 
dafs die Truppen auch in Kriegszeiten nicht aufser Lan- 
des geführt werden dürfen. Jetzt, wo, wie gleich gezeigt 
werden soll, eine erhebliche Vermehrung der Truppenstärke 
bevorsteht, tritt diese Frage mehr in den Vordergrund. Der 
Kaiserliche Entwurf bezeichnet die Verteidigung des Thrones 
und des Russischen Reiches als Aufgabe der Truppen und 
bestimmt, dafs die Truppen zu jeder Zeit auch im Frieden 
aufserhalb des Landes stationiert und somit die ganze Armee 
aus dem Lande gezogen werden könne. Der Entwurf der 
Stände bestimmt ausdrücklich, dafs die Truppen^ nur 
während eines Krieges aus dem Lande geführt werden 
können und auch dann nur, wenn die Verteidigungsmafs- 
regeln ihr Verbleiben in Finnland nicht erfordern; sie sollen 
vorzugsweise bei Verteidigungsmafsregeln in Finnland ver- 
wendet werden. Es ist, so sagt der Entwurf, jeder finnlän- 
dische Staatsbürger zur Verteidigung des Thrones, des Vater- 
landes und des Russischen Reiches wehrpflichtig. Der Landtag 
räumte oflfen ein, dafs diese Aufgabe der Truppen eine Kon- 
sequenz der Vereinigung Finnlands mit Rufsland ist, sah aber 



1 Von der Aufgabe der sog. Landwehr wird später die Kede sein. 
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die Stationierung von finnländischen Truppen in Rufsland in 
Friedenszeiten als ein der Konstitution widersprechendes Ent- 
nationalisierungsmittel an. In Friedenszeiten sollen aber die 
finnländischen Truppen natürlich wie bisher mit den russi- 
schen zu gemeinsamen Manövern auch aufserhalb Finnlands 
beordert werden können; dies ist im Entwürfe der Stände 
ausdrücklich bestimmt worden. 

Nach dem Gesetze vom Jahre 1878 trägt, wie schon 
früher, der russische Kriegsminister dem Kaiser die Kommando- 
angelegenheiten vor ; die finanziellen und sonstigen Verwaltungs- 
angelegeilheiten und alle Gesetzgebungsfragen werden von dem 
Finnländischen Senat und den ihm subordinierten finnländi- 
schen Behörden vorbereitet und vom Ministerstaatssekretär 
vorgetragen. Nach der Kaiserlichen Vorlage würde der Kriegs- 
minister alle das Militär betreffenden Fragen vorzubereiten 
und vorzutragen haben. Der Landtag hat beschlossen, es in 
dieser Frage im allgemeinen beim alten bleiben zu lassen, 
jedoch die Kompetenz des Kriegsministers in einigen Punkten 
auszudehnen. 

Oberbefehlshaber der finnländischen Truppen ist nach 
dem Gesetze vom Jahre 1878 der Generalgouverneur ^, dessen 

1 Um die Auffassung der dem Kaiserl. Entwurf beigelegten „Er- 
läuterungen" zu charakterisieren, mag erwähnt werden, dafs diese Be- 
stimmung des Gesetzes von 1878 Anlafs zu einer sehr scharfen Be- 
schuldigung gegen den Landtag von 1877 — 78 gegeben hat. Der 
betreffende Paragraph war von Kaiser Alexander II. selbst 
formuliert worden; die Stände haben diese Formulierung in rein 
formalem Sinne verändert, ohne dafs es möglich ist, einen sachlichen 
Unterschied zwischen den beiden Formulierungen zu finden. Der Ent- 
wurf der Stände ist dann vom damaligen Kriegsminister Graf Miljutin 
gebilligt und vom Kaiser bestätigt worden, ohne dafs dieser Punkt 
irgendwelche Aufmerksamkeit erregt hätte. Jetzt wird im russischen 
Kriegsministerium behauptet, diese von den Ständen vorgenommene 
Änderung sei unbefugt, „gegen die natürliche Ordnung" gewesen. Es 
besteht also, nach der Ansicht des Kriegsministeriums, ein rechtlicher, 
konstitutioneller Unterschied zwischen solchen Paragraphen einer Vor- 
lage, die vom Monarchen persönlich redigiert worden sind, und den 
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Amt, wie bereits hervorgehoben, ein finnländisches ist, obwohl 
es gewohnheitsmäfsig mit einem Russen, der nicht naturali- 
siert ist, besetzt werden kann. Unter dem Generalgouver- 
neur steht ein besonderer „Befehlshaber des finnländischen 
Militärs** und ein besonderer Stab. Diese Behörden müssen 
laut dem Gesetz von 1878 mit Finnländern besetzt werden, so 
auch alle Offiziers- und ünteroffiziersstellen bei den Truppen. 
Wenn finnländische Truppen zu gemeinsamen Operationen mit 
russischen beordert werden, kann natürlich der Kaiser das 
strategische Oberkommando einem Russen übertragen. Der 
russische Entwurf dagegen bestimmt, dafs Russen jeden Offi- 
ziersposten bekleiden können. Die für die finnländischen 
Truppen eingerichteten besonderen Zentralbehörden sollten 
aufgehoben und deren Funktionen den Behörden der in 
Finnland stationierten russischen Truppen überwiesen werden. 
Den russischen Behörden würden nicht nur militärtechnische, 
sondern auch andere Verwaltungsangelegenheiten in grofser 
Ausdehnung übertragen werden, so dafs man in Wahrheit sagen 
kann , dafs ein ganzer Verwaltungszweig der finnländischen 
Administration entzogen werden würde. 

Die „Erläuterungen" sehen die Bestimmungen des Gesetzes 
vom Jahre 1878, betr. die Nationalität der Offiziere, als eine 
Abweichung von dem sonst geltenden Rechte an; sie be- 
streiten, dafs irgendwelcher rechtliche Unterschied zwischen 
Finnland und Rufsland als Rechtsgebieten, sowie zwischen finn- 
ländischen Staatsbürgern und russischen Unterthanen besteht. 
Diese Behauptung ist eine Folge davon, dafs die finnländische 
Konstitution nicht anerkannt wird, wie andererseits aus der 
Anerkennung dieser Konstitution unmittelbar folgt, dafs nur 
diejenigen, welche ihrer Herrschaft unterworfen sind, der- 
selben gemäfs Rechte und rechtliche Befugnisse beanspruchen 
können. Die Praxis — nicht nur die finnländische, sondern 



anderen, die er nur unterzeichnet hat! Die Stände glaubten aber, die 
ganze Vorlage sei eine Willensäufserung des Monarchen. 
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auch diejenige der russischen Gesetzgebung und Diplomatie — 
zeigt aber, dafs der Unterschied zwischen Finnland und Rufs- 
land wahrgenommen und anerkannt worden ist; so ergiebt 
sich aus den russischen Gesetzen über die Gerichtshöfe (1864 
[1883] Art. 189) und die Civilprozessordnung (1864 [1883] 
Art. 1267, 1268), dafs Finnland nicht als russisches Rechts- 
gebiet angesehen worden ist^; mehrere internationale Verträge 
sprechen von: „sujets russes ou finlandais", „bätiments russes 
et finlandais", „bureaux de poste russes et finlandais" etc. 

Dafs nur eingeborene Finnländer finnländische Beamte 
sein können, ist eine allgemeine, in den Grundgesetzen aus- 
gesprochene Regel ^. Durch Gewohnheitsrecht ist dann während 
dieses Jahrhunderts diese Befugnis auf diejenigen, welche 
durch einen besonderen Akt naturalisiert worden sind, ausge- 
dehnt worden ; einige sehr seltene Ausnahmen, die in besonderen 
Fällen gemacht worden sind, haben die Regel keineswegs auf- 
gehoben; die bedeutendste dieser Ausnahmen ist, dafs der 
Generalgouverneur ein Russe sein kann, der nicht speziell natu- 
ralisiert worden ist. Der Akt der Naturalisation kann jiatür- 
lich nur dann stattfinden, wenn der Betreffende die Absicht 
hegt, sich dauernd im Lande niederzulassen. Nach dem Ent- 
wurf würde dagegen jeder russische Offizier, der vorübergehend 
nach Finnland ziehen wollte, in die finnländische Armee eintreten 



1 Finnland ist nämlich von dem Geltungsgebiet der Gesetze nicht 
als Lokalrechtsgebiet ausgenommen. Seine Gesetzgebung wird einfach 
als eine aufserhalb des russischen Rechtsgebietes stehende angesehen. 

2 § 10 der „Regierungsform" bestimmt, dafs keine Ausländer, seien 
es Fürsten, Prinzen oder andere Personen, der königliche Hof jedoch 
ausgenommen, zu irgendwelchen Ämtern des Reiches im Civil- oder 
Militärstand verwendet oder ernannt werden dürfen, „falls sie nicht 
dem Reiche durch glänzende und hervorragende Eigenschaften grofse 
Ehre machen und erheblichen Vorteil bieten können". Das letztere 
hängt natürlich von einer Prüfung in casu ab. Die Vereinigungs- und 
Sicherheitsakte spricht in § 1 von „allen Behörden des Reiches, welche 
mit eingeborenen schwedischen Männern besetzt werden sollen". Gemäfs 
der Kaiserl. Vorlage soll hingegen jeder russische Offizier ohne weiteres 
zur Bekleidung eines finnländischen Militäramtes fähig sein. 
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können. Man beruft sich hierbei russischerseits darauf, dafs 
Finnländer bei den ru»§tschen Truppen aufgenommen wer- 
den, und fordert Reciprozität. Finnland hat aber dieses 
Privilegium nicht begehrt und sähe gern, dafs es abgeschafft 
würde. Die Reciprozität würde aber auch eine sonderbare 
sein, denn in Rufslands grofsem Offizierskorps werden die 
wenigen Finnländer (ca. 1 *^/o), die aufserdem speciell für den 
russischen Militärdienst ausgebildet worden sind, kaum be- 
merkt. Man kann sich aber leicht vorstellen, welche Folgen 
die Zulassung von russischen Offizieren, die weder von 
den Landessprachen genügende Kenntnis hätten noch mit den 
Sitten des Volkes vertraut wären, in Finnland haben würde, 
nicht nur für die Militär-, sondern auch für die Civilver- 
waltung, in die sie selbstverständlich bald Eingang finden 
würden. Es möge noch angeführt werden, dafs man in den „Er- 
läuterungen", obwohl die Gültigkeit der schwedischen Grund- 
gesetze bestritten wird, sich dennoch der oben erwähnten Be- 
stimmungen derselben bedient, um zu beweisen, dafs Russen 
in Finnland öffentliche Ämter bekleiden können. Vor 1809, 
so sagt man, konnte jeder Schwede in Finnland Beamter sein ; 
dann trat Rufsland an Stelle Schwedens und somit bekamen 
alle Russen dieselbe Befugnis. Finnland aber war, wie bereits 
hervorgehoben, kein von Schweden verschiedenes Rechtsgebiet ; 
es war ein Teil des schwedischen Reiches; Schweden und 
Finnländer waren Bürger desselben Staates, genossen dasselbe 
Recht. In Finnland blieb das schwedische Recht bestehen; 
wenn ein Grundgesetz von „schwedischen Männern" spricht, 
bedeutet es daher jetzt „finnländische Männer". Der Ausdruck 
umfafst aber nicht auch die Russen, und zwar einfach aus 
dem Grunde, dafs die schwedische Konstitution niemals in 
Rufsland eingeführt worden ist. 

Der Landtag hat beschlossen, in betreff des Militärs den 
allgemeinen konstitutionellen Grundsatz von der Nationalität der 
Beamten zu bewahren, jedoch im strategischen Interesse die 
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Ausnahme zu machen, dafs der Kaiser auch einen anderen 
als den Generalgouverneur zum Oberbefehlshaber verordnen 
könne und dafs dieser andere ein Russe sein dürfe. 

Wie jeder andere Beamte — die höchsten, welche In- 
haber eines sog. Vertrauenspostens sind, ausgenommen — 
kann der finnländische Offizier jetzt nur durch Urteil eines 
Gerichts dem Strafgesetz gemäfs verabschiedet werden. Der 
Kaiserliche Entwurf würde betr. der Offiziere diese in den 
Grundgesetzen enthaltene Bestimmung aufheben. Der Entwurf 
der Stände läfst das Princip unberührt. 

In Finnland gilt jetzt ein unter Mitwirkung des Land- 
tages 1886 gegebenes Strafgesetz für das finnländische Militär. 
Der Kaiserliche Entwurf, der jedoch in diesem wie in vielen 
anderen Punkten nicht ganz deutlich ist, scheint vorauszu- 
setzen, dafs die Gerichte, welche gemäfs diesem Gesetze 
eingerichtet sind, nicht weiter funktionieren sollten. Das 
militärische Strafgesetz wird natürlich durch den Entwurf der 
Stände nicht berührt. 

Gemäfs der Konstitution Finnlands kann über einen Finn- 
länder die Staatsgewalt nur nach finnländischem Gesetz und 
durch finnländische Behörden ausgeübt werden. Daher kann 
ein Finnländer nur in einer finnländischen Truppe seine vom 
Gesetze bestimmte Wehrpflicht leisten ^ in eine russische 
Truppe darf er nicht eingereiht werden. Dies ist, falls die 
Konstitution anerkannt wird, selbstverständlich und brauchte 
daher im Gesetze vom Jahre 1878 nicht bestimmt zu werden. 
Der russische Entwurf hat ursprünglich nicht die entgegen- 
gesetzte Meinung ausgesprochen; diese erscheint aber als 
Konsequenz der dem Entwurf zu gründe liegenden Auf- 
fassung. In den dem Landtag später überreichten Vor- 
lagen ist denn auch ausdrücklich bestimmt worden, dafs 
finnländische Wehrpflichtige gezwungen werden können , bei 
russischen Truppen zu dienen. Es sollte jährlich ein beträcht- 
liches Kontingent in russische Truppenteile eingereiht werden. 
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Es ist dies ausschliefslich eine Entnationalisierungs- 
maferegel. Auf die militärische Ausbildung wird dabei kein 
Gewicht gelegt. Der junge Finnländer, der eine Schule, 
die zur Universität führt, durchgemacht hat, hat in der 
Regel Russisch gelernt, kennt aber diese Sprache gewöhnlich 
nicht so gut wie Deutsch oder Französisch, welche Sprachen er 
viel leichter lernen kann. Die grofse Menge dagegen, welche 
nur die gewöhnliche Volksschule durchgemacht hat, kennt 
keine Sprache aufser der eigenen. Schwedisch oder Finnisch. 
Die Ausbildung von Rekruten bei russischen Truppen, 
deren Instruktionssprache sie nicht kennen, mufs natürlich 
schwieriger sein und schlechtere Resultate geben, als die Aus- 
bildung von solchen bei finnländischen Truppen. Die Verfasser 
der Kaiserlichen Vorlagen haben gar nicht in Betracht gezogen, 
dafs diesen Jünglingen die Wehrpflicht viel schwerer und sogar 
gefehriicher werden würde, als denen, die sie bei finnländischen 
Truppen absolvieren dürften; aufserhalb Finnlands placiert, 
hätten sie nicht die Fürsorge eines lutherischen Geistlichen; ihre 
Unkenntnis der Sprache ihrer Vorgesetzten und Kameraden, 
die Verschiedenheit der Sitten und Anschauungen würde sie 
natürlich, auch wenn sie bei einer russischen Truppe in Finn- 
land dienten, in Verwickelungen führen, die wahrscheinlich 
häufige und schwere disciplinare Folgen haben würden, wo- 
bei dann der Angeklagte nicht einmal antworten könnte; 
schon die fremde Nahrung und die in Rufsland viel be- 
quemere Gelegenlieit, Branntwein zu bekommen^, würde sie 
physisch und moralisch geßlhrden. Die Furcht vor dem 
Dienst bei russischen Truppen ist auch die hauptsächliche 
Ursache der schon vorher eingetretenen erschreckenden 
Vermehrung der Emigration gewesen. Die Stände, welche, 
wie früher gesagt worden, sich auf eine sachliche Prüfung 



^ Die allgemeine finnländische Gesetzgebung betr. geistige Getränke 
ist äufserst restriktiv; die militärische Ordnung perhorresziert sie ganz 
und gar in den Kasernen. 

Das Recht Finnlands. 4 
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der später eingebrachten Vorlagen, auf die laut Kaiserlicher 
Resolution das Manifest vom 3./ 15. Februar anzuwenden war, 
nicht haben einlassen können, sind aber schon in ihrem 
Antwortschreiben auf die ursprüngliche Vorlage einer Ein- 
reihung finnländischer Rekruten in russische Truppenteile aus 
den hier angedeuteten Gründen entschieden entgegengetreten. 
Der Entwurf des Landtages enthält die ausdrückliche Be- 
stimmung, dafs der finnländische Staatsbürger nur bei einer 
finnländischen Truppe seine Wehrpflicht absolvieren soll. 

Denselben Zweck der Entnationalisierung haben auch die 
Bestimmungen des Kaiserlichen Entwurfes über Vergünstigungen 
bei Absolvierung der Wehrpflicht auf Grund höherer Bildung. 
Bedingung hierfür, wie für das Recht, als Freiwilliger die 
Wehrpflicht in kürzerer Zeit zu absolvieren, ist nämlich nach 
der Kaiserlichen Vorlage die, dafs der Betreffende Kenntnis 
der russischen Sprache besitzt. Dafs bürgerliche Pflichten 
nach philologischen Kenntnissen, die ganz willkürlich beurteilt 
werden können, bemessen werden sollen, ist aber nicht mit 
den Principien der finnländischen Verfassung vereinbar; diese 
Bestimmung ist daher auch vom Landtage abgelehnt worden. 

Schliefslich wollen wir zu der Frage von der Gröfse der 
Militärlast übergehen; sie umfafst die Dienstzeit und die Prä- 
senzstärke der Truppen. 

Als im Jahre 1878 die allgemeine Wehrpflicht in Finn- 
land eingeführt werden sollte, wurde es als ein schweres 
Übel empfunden, dafs nur ein Teil der Jünglinge durch 
Auslosung zum Militärdienst ausgehoben werden sollte, wäh- 
rend die übrigen ganz frei blieben. Um diese Ungleichheit 
einigermafsen auszugleichen, beschlossen dann die Stände, 
dafs auch diejenigen Jünglinge, welche nicht vom Los ge- 
troffen wurden, in die Reserve eintreten sollten, um während 
der ersten drei Jahre ihrer Dienstzeit militärische Übungen 
von insgesamt 90 Tagen durchzumachen. Dieses System wurde 
von Alexander 11. gutgeheifsen. Gegen dasselbe richtet sich 
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nun aber in erster Linie das Mifstrauen, welches in den Kaiser- 
lichen Vorlagen seinen Ausdruck gefunden hat. Die Reserve 
sei von den Finnländern erfunden, um das ganze Volk in 
Waffen zu halten und Absichten zu verwirklichen, welche als 
reichsverräterisch nicht nur angedeutet, sondern ziemlich 
unzweideutig kundgegeben werden. Der Landtag von 1899 hat 
dagegen die Frage der Reserve nur vom militärischen Gesichts- 
punkte aus geprüft und, da die Ausbildung der Reservisten 
nunmehr von Fachmännern als nicht genügend für die 
Ergänzung der aktiven Truppen in Kriegszeiten — besonders, 
wenn die Truppen aufserhalb Finnlands operieren — angesehen 
wird, die Aufhebung dieser Institution beschlossen. 

Die Dienstzeit bei den aktiven Truppen wurde im Gesetz 
von 1878 in Übereinstimmung mit der Kaiserlichen Vorlage 
auf drei Jahre festgestellt; der aus dem aktiven Dienste Ent- 
lassene steht dann, ohne weiter Übungen mitzumachen, erst bei 
der Reserve und später bei der Landwehr. Der Kaiserliche Ent- 
wurf erhöht jetzt die Dienstzeit bei den aktiven Truppen auf 
fünf Jahre. Das ist die gesetzliche Dienstzeit der russischen 
Truppen; faktisch wird dieselbe jedoch vom Kriegsminister 
durch Beurlaubung auf ca. 4 Jahre reduziert. Der Landtag hat 
in Betracht gezogen, dafs sich im Auslande eine allgemeine Ten- 
denz zur Abkürzung der Dienstzeit geltend gemacht hat; im 
Deutschen Reiche ist ja diese nunmehr für die Infanterie nur 
eine zweijährige. Die Erfahrungen in Finnland, von militäri- 
schen Autoritäten bezeugt, lehren, dafs die dreijährige Dienstzeit 
nicht nur hinreichend, sondern zu lang ist. Die Bestimmung 
des Kaiserlichen Entwurfes kann nur dadurch erklärt werden, 
dafs man, vom militärischen Interesse absehend, die Lasten 
der Finnländer ebenso grofs wie die der Russen hat machen 
wollen. Der Entwurf des Landtages läfst die aktive Dienst- 
zeit beim alten bleiben. Nach der vollbrachten Dienstzeit 
bei einer aktiven Truppe steht der Wehrpflichtige, diesem 
Entwürfe gemäfs, noch sieben Jahre bei der Reserve ; während 
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dieser Zeit kann er zweimal, für je sechs Wochen, zu Übungen 
inneirhalb Finnlands einberufen werden^. Die Aufgabe der 
Reserve ist, die aktiven Truppen zu ergänzen. Eine Über- 
weisung von Unteroffizieren und Mannschaften von den aktiven 
Truppen zur Reserve kann auch vor Ende des dreijährigen 
aktiven Dienstes geschehen, um dadurch eine stärkere Reserve 
zu schaffen ; wenn nicht ein ganzer Jahrgang überwiesen wird, 
sondern nur ein Teil eines solchen, so wird dieser durch Aus- 
losung bestimmt. Die aktiven Truppen und die Reserve 
werden stehende Truppen genannt. Aufser diesen giebt es 
nach dem Entwürfe des Landtages wie bisher noch eine Land- 
wehr. Zu derselben gehören alle diejenigen, welche nicht den 
stehenden Truppen zugeteilt worden sind, sowie diejenigen, 
welche ihre Dienstzeit bei diesen Truppen vollständig absol- 
viert haben. Sie können nur bei aufsergewöhnlichen Anlässen 
in Kriegszeiten zum Dienste einberufen werden und können 
nicht aufserhalb der Grenzen Finnlands geflihrt werden, falls 
nicht die Verteidigung der Hauptstadt des Kaisertums solches 
erfordert. In Friedenszeiten können auch sie zweimal im 
Laufe der ersten vier Dienstjahre zu Übungen innerhalb des 
Landes einberufen werden. Wer bei der Landwehr ein- 
geschrieben ist, verbleibt bei derselben bis zur Vollendung 
des 43. Lebensjahres. 

Das Friedenskontingent der aktiven Truppen wurde im 
Gesetz von 1878 wie in dem damaligen Kaiserlichen Entwurf 
auf 5000 Mann festgesetzt*: jetzt besteht die Friedenspräsenz- 
stärke, die Freiwilligen eingerechnet, aus 5821 Mann; sie 
könnte in Kriegszeiten auf ca. 11 600 Mann gebracht werden, 
von denen dann etwa 7570 Mann die dreijährige Dienstzeit 

^ Während eines Sjrieges sollen die Wehrpflichtigen im Dienste 
bleiben, solange solches erforderlich ist. 

' In einer der „Erl&uterangen'', welche dem jetzigen Entwurf bei- 
gefugt sind, wird behauptet, dafs die Bestimmung über die Friedens- 
stärke im Gesetz vom Jahre 1878 vom Landtag ,,unbefugterweise" ein- 
geführt worden sei. 
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darcl^eaiacht haben würden und 4030 Mann nur während 
weniger Tage geübt hätten. Es wird vom Landtag an- 
erkannt, dafs diese Ziffer jetzt eine verhältnismäfsig sehr 
kleine ist; hat sich doch die Zahl der Bevölkerung seit 
1878 erheblich vermehrt und auch der Wohlstand des Volkes 
gehoben. Es kann jedoch hieraus den Finnländern kein Vor- 
wurf gemacht werden; denn es ist seitdem nur eine sehr 
kleine Vermehrung der Truppen verlangt worden, und diese 
haben sie bewilligt. 

Der Kaiserliche Entwurf enthielt keine Bestimmung über 
die Friedenspräsenzstärke; diese sollte vom Kaiser ohne 
Mitwirkung der Stände bestimmt werden; der Kaiser 
würde somit einseitig die persönliche und finanzielle Militär- 
last zu bestimmen haben. Später ist dann, wie bereits gesagt 
wurde, dem Landtage eine specielle Vorlage übergeben wor- 
den, welche, bßhufs Ausgleichung der Wehrpflichtlast in Finn- 
land und in Rufsland, bestimmt: dafs die Bevölkerung Finn- 
lands dieselbe Prozentzahl von Wehrpflichtigen wie die Be- 
völkerung Rufslands zu stellen habe; dafs diese Mannschaft, 
soweit sie nicht zur Ergänzung der finnländischen Truppen er- 
forderlich sei, bei den in Finnland oder in den dem Lande 
zunächst belegenen Gouvernements stationierten russischen 
Truppen eingereiht werden solle; sowie schliefslich , dafs der 
finnländische Fiskus einen Beitrag, welcher binnen neun Jahren 
sich bis auf circa 10 Millionen finnländischer Mark steigern solle, 
an die Reichsschatzkammer des Kaisertums zu zahlen habe. 

Betrachten wir zuerst etwas genauer die finanzielle Seite 
der Frage, welche das ganze Besteuerungsrecht des Landtags 
umfafst. In einer „Erläuterung", die dem Kaiserlichen Entwurf 
beigefügt worden ist, wird behauptet, dafs „die Höchste Macht 
sich jederzeit das Recht hat vorbehalten wollen, das Budget 
für die finnländischen Gouvernements festzustellen, sowie auch 
das Recht, Gesetze, welche sich auf Steuern, Auflagen und 
Abgaben aller Art beziehen, zu erlassen, abzuändern bezw. 
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aufzuheben und im allgemeinen die gesamte Ökonomie der 
Krone zu regeln". Was hat denn Alexander IT. gemeint, 
als er in seiner Thronrede vom Jahre 1863 von dem „droit", 
„que possedent ddjä les £tats quant au reglement de l'assiette 
des impots" gesprochen hat? Was bedeutet denn die Bestim- 
mung der „Landtagsordnung" (§ 72), dafs, falls sich nicht alle 
Stände bei einer Steuerfrage einigen, die Angelegenheit einer 
verstärkten Kommission des Landtages übergeben werden soll? 
Und wie ist die andere Bestimmung der „Landtagsordnung" 
(§ 27) zu erklären, dafs bei jeder ordentlichen Session des 
Landtages der Zustand der Finanzen des Grofsfurstentums den 
Ständen mitgeteilt werden soll, „damit sie erfahren mögen, 
wie die Staatseinnahmen zum Nutzen und Wohl des Landes 
verwendet worden sind" ? Der sog. Etat8(Budget-)kommission 
des Landtages soll der Zustand des Fiskus nebst allen Rech- 
nungen und Akten mitgeteilt werden (§ 36 der „Landtagsord- 
nung"); dieser Kommission liegt es ob, vorzuschlagen, wie Mittel 
zur Befriedigung der Bedürfnisse des Landes, falls nicht die 
sog. ordentlichen Einnahmen des Fiskus hinreichen, anzuschaffen 
sind (ibid.); diese Kommission übt femer darüber Kontrolle, 
wie die vom Landtag in der vorhergehenden Session für be- 
stimmte Zwecke bewilligten Mittel angewendet worden sind (ib.). 
Diese Bestimmungen der „Landtagsordnung" schliefsen sich 
dem oben citierten § 45 der „Regierungsform" vom Jahre 1772 
an, welcher ausdrücklich bestimmt, dafs weder Steuern noch 
militärische Dienstleistungen von dem Volke ohne die Zustim- 
mung seiner Repräsentanten abgefordert werden können. Der- 
selbe Grundsatz wird in den Vereinigungs- und Sicherheits- 
akte vom Jahre 1789 (§ 5) in folgender Weise ausgedrückt: 
„Weil die rechte Freiheit darin besteht, freiwillig zu geben, 
was zum Unterhalt des Staates nötig ist, so hat das schwe- 
dische Volk ein unstreitiges Recht (sc. durch die Stände), 
darüber mit dem König zu beraten, zu verhandeln, abzuschlagen 
und übereinzukommen". 
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Dafs dem Landtag ein Besteuerungsrecht derselben Art, 
wie es die Volksrepräsentationen in anderen Ländern haben, 
zusteht, ist bis jetzt nicht bezweifelt worden. Zwar unterliegt 
nicht das ganze Budget dem jedesmaligen Beschlufs der Stände; 
es giebt sog. ständige Steuern, die laut Gesetz, das nur unter 
Mitwirkung des Monarchen aufgehoben oder verändert werden 
kann, erhoben werden. Soweit aber diese nicht hinreichen, 
bewilligt der Landtag, nach Prüfung des Ausgabebedarfes, 
eine aufserordentliche Steuer auf bestimmte Zeit, gewöhnlich bis 
zur nächsten Session. Da die ständigen Steuern hauptsächlich 
auf Gesetzen, die vor 1863 erlassen wurden, beruhen und seitdem 
u. a. Volksschulen, Eisenbahnen und ein neues Militärsystem 
entstanden sind, so ist leicht zu ersehen, welche grofse Be- 
deutung die Bewilligung aufserordentlicher Steuern in der Staats- 
haushaltung hat. Das Princip des Steuerbewilligungsrechts der 
Stände ist vor wie nach 1863 immer befolgt worden ; solange die 
Stände nicht zusammenberufen wurden, hat sich die Regierung 
mit den ständigen Steuern begnügt. Diesem Princip entspricht, 
dafs keine Staatsanleihe ohne die Mitwirkung der. Stände auf- 
genommen werden darf; dieses ist von Alexander 11. in der 
Rede von 1863 folgendermafsen anerkannt worden: 

„J'ai autoris^ le gouvernement du Grand -Duchö ä con- 
tracter des emprunts uniquement pour faire face aux besoins 
de la derniere guerre et pour couvrir les frais de construction 
du chemin de fer entre Helsingfors et Tavastehus. Le compte- 
rendu de Temploi de ces emprunts, qui Vous sera ^galement 
communiqu^, Vous fera voir que les revenus actuels de TEtat 
suflisent pour amortir cette dette avec ses interets. Mon dösir 
est toutefois qu'ä Tavenir aucun nouvel emprunt ne soit fait 
Sans la participation des Etats du Grand -Duchö, k möins 
qu'une invasion inopin^e de Tennemi ou quelque autre malheur 
public imprövu ne Nous en fasse une nöcessit^". 

Die Friedenspräsenzstätke der russischen Armee entspricht 
etwa 7,8 pro Mille von der Zahl der ganzen Bevölkerung. 
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Diese Berechnung würde, auf Finnland angewandt, bei drei- 
jährigem Dienst bei den aktiven Truppen eine Friedensprä- 
senzstärke von etwa 20000 Mann geben. Nach dem Kaiserl. 
Entwurf, der für die aktive Dienstleistung eine Zeit von fünf 
Jahren bestimmt, würde die Friedenspräsenzstärke noch viel 
gröfser sein. Der Landtag, dem eine solche mechanische 
Gleichstellung nicht geboten erschien, beschlofs mit Rücksicht 
auf die ökonomische Leistungsfähigkeit der Nation 12 000 Mann 
als Maximum der Friedenspräsenzstärke festzusetzen. Auf 
einmal die persönliche Wehrpflichdast mehr als zu verdoppeln, 
ist übrigens nicht für möglich gehalten worden ; vielmehr soll 
diese Vergröfserimg nur succesiv, während 9 Jahren, durch- 
geführt werden können. 

Die Politik des Landtages wurde, wie sich aus dieser 
kurzen Darstellung ergeben dürfte, durch das Bestreben be- 
stimmt, die Verfassung Finnlands zu wahren und zugleich 
den Verpflichtungen des Grofsflirstentums Rufsland .gegenüber 
gerecht zu werden. Dieselbe wird am besten durch die nach- 
folgende Rede charakterisiert, welche der Vorsitzende der 
Wehrpflichtkommission des Landtages, der vorm. Professor und 
Senator L. v. Mechelin in der Sitzung des ersten Standes 
gehalten hat. Herj* v. Mechelin äufserte sich folgendermafsen : 

„Die beiden Gutachten, die zur Behandlung vorliegen, 
stehen, wie ein jeder hat sehen können, im innigsten Zusammen- 
hange mit einander. Die Gesetzkommission hat die weitgehen- 
den EingriflFe in unsere Konstitution, in die politische Stellung 
Finnlands beleuchtet, die durch die in der Allerhöchsten Vor- 
lage enthaltenen Vorschläge beabsichtigt werden". 

„Die Wehrpflichtkommission hat im Anschluss an diese 
Kritik die Prüfung in verschiedenen Einzelheiten vervollständigt 
und damit ihre Ansicht begründet, dafs es den finnländischen 
Ständen als den Verti'etern des finnländischen Volkes nicht 
möglich ist, diese Entwürfe zu acceptieren. Und da die Aller- 
höchsten Vorlagen nicht nur eine Reform der Wehrpflicht- 
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institation^ sondern auch politische Absichten im Auge haben, 
und da diese Absichten auch in dem Kaiserlichen Manifest 
vom 3./15. Februar zu Tage getreten sind, hat die Gesetz- 
konmiission, wie gebührlich, auch dieses Manifest einer Prüfung 
unterzogen und eine bedeutungsvolle Meinungsäufserung an- 
läfslich desselben vorgeschlagen". 

„Es ist vorauszusehen, dafs diese Kritik nebst dem Vor- 
schlage, die Allerhöchsten Vorlagen abzulehnen, sowie die vor- 
geschlagene Meinungsäufserung über das Manifest von den- 
jenigen, die an der Ausarbeitung der Allerhöchsten Vorlagen 
nebst den dazu gehörigen Beilagen teilgenommen haben, als oppo- 
sitionell gestempelt werden wird. Und die einflufsreichen Per- 
sonen, deren Thätigkeit während der letzten Zeit darauf gerichtet 
gewesen ist, Unheil über Finnland heraufzubeschwören, werden 
nicht unterlassen, diesem tadelnden Urteil beizustimmen. Wir 
können uns aber in unserer Handlungsweise nicht durch irgend 
einen vorauszusehenden Tadel von selten solcher Widersacher 
bestinmien lassen, denen das konstitutionelle Finnland nichts 
anderes ist, als ein administratives Grenzgebiet oder höchstens 
ein „Generalgouvernement", wie der neueste der destruktiven 
Ausdrücke lautet, und die im finnländischen Volk nichts anderes 
sehen als ein Material zur Rekrutierung der russischen Armee" . 

„Wir brauchen übrigens durchaus nicht zu bestreiten, dafs 
der Geist in diesen Gutachten oppositionell ist. Ja, wir können 
oflFen zugeben, dafs diese Gutachten durchweg einen Protest gegen 
die Richtung bilden, in die man die russische Politik Finnland 
gegenüber hat leiten wollen. Wir können aber zugleich Hand 
aufs Herz erklären, dafs, wenn die finnländischen Stände in 
der Hauptsache ihren Beschlufs in Übereinstimmung mit diesen 
Gutachten fassen, sie vollkommen loyal gegen ihren Monarchen 
handeln. Wir handeln vollkommen loyal, wenn wir unsere 
Beschlüsse fassen, nachdem wir gewissenhaft geprüft, was 
Recht und Pflicht uns gebieten, und wenn wir die Motive unserer 
Beschlüsse offen aussprechen. Die Wehrpflichtkonmiission hat 
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aufserdem nicht eine blofse Ablehnung der Vorlagen vorge- 
schlagen. Die Kommission hat einen Entwurf hinzugefügt, 
der eine bedeutungsvolle Reform des finnländischen Wehrpflicht- 
systems bezweckt. Ich für meinen Teil bin lebhaft davon 
tiberzeugt, dafs, falls die Stände diesen Entwurf einer Reform 
der Wehrpflichtinstitution im wesentlichen gutheifsen, ein Gesetz 
zu Stande kommen würde, das ebenso sehr dem Recht des 
Monarchen wie den durch diese Angelegenheit tangierten finn- 
ländischen Interessen dienen würde Denn thatsächlich bezweckt 
dieser Entwurf, sowohl inbezug auf Zahl wie Kriegstüchtigkeit 
die finnländischen Truppen wesentlich zu verstärken und aus- 
drücklich die Verpflichtungen unserer Truppen inbezug auf 
die Verteidigung des Reiches zu erweitern". 

„Wenn ein Gesetzentwurf wie dieser von Seiner Kaiserlichen 
Majestät sanktioniert und wenn die Äufserung der Gesetzkom- 
mission anläfslich des Februarmanifests Allerhöchst berücksich- 
tigt würde, dann könnte das Verhältnis zwischen Rufsland und 
Finnland auf normalen und natürlichen Grundlagen wieder- 
hergestellt werden. Auf die Wahrung seines Rechtes bauend, 
könnte unser Volk wieder mit Zuversicht an seiner zukünf- 
tigen Entwickelung arbeiten. Die vermehrten Lasten für die 
Verteidigung würden wohl fühlbar genug Kapitalien und Kräfte 
in Anspruch nehmen, aber diese Lasten würden gern getragen 
werden, wenn es im Bewufstsein des Fortbestandes unserer 
politischen Stellung geschähe. Und sicher ist, dafs die finn- 
ländischen Truppen, ihren nationalen Charakter bewahrend, 
sich bestreben würden, sich im Dienst des Monarchen auszu- 
zeichnen und die unerschütterliche Treue und das Pflichtgefühl 
ihres Volkes an den Tag zu legen". 

„Ist es wohl denkbar, dafs ein derartiger Zustand der 
Dinge für Rufsland irgend welchen Schaden zur Folge hätte? 
Kann denn die russische Grofsmachtspolitik irgendwie da- 
durch beeinträchtigt werden, dafs die finnländischen Institu- 
tionen, die nie irgendwelche internationalen Verwicklungen 
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veranlafst haben, in Übereinstimmung mit den feierlichen 
Versprechen und Versicherungen, die 1809 für ewige Zeiten 
dem finnländischen Volke gegeben wurden, auch weiter be- 
stehen dürften ? Ist es wohl denkbar, dafs das russische Volk, 
dessen Charakter wohlwollend und grofsmtitig ist, sich da- 
durch benachteiligt fühlen könnte, dafs das finnländische Volk 
die gesellschaftliche Ordnung behalten dürfte, an die es sich 
gewöhnt und die sein Glück bildet? Auf diese Fragen kann 
gewifs niemand in diesem Lande und auch kein Russ/ß, der 
für die Forderungen des Rechts und der Humanität einen 
oflFeüen Sinn hat, anders als mit einem unbedingten Nein ant- 
worten". 

„Aber diejenigen, die jetzt auf den Gang der Geschäfte 
einen Einflufs haben, scheinen ein Bild anderer Art auf die 
Tafel der Geschichte malen zu wollen. Sie wollen das düstere 
Bild eines Volkes heraufbeschwören, das sich in seinen Ge- 
rechtsamen beunruhigt und der Gefahr ausgesetzt fühlt, seine 
Nationalität erstickt zu sehen, und das auf keine sichere Zu- 
kunft bauen kann. Diese Männer übersehen vollkommen, 
dafs das finnländische Volk niemals durch irgendwelche pflicht- 
vergessenen Ränke oder irgend eine Störung der gesellschaft- 
lichen Ordnung zu derartigen Verfolgungen Anlafs gegeben. 
Sie übersehen zugleich ganz und gar die Grundsätze der 
Staatsklugheit und des Rechtsgefühls". 

„Die Gefühle, mit denen wir derartige Pläne sehen und 
durchschauen, werden uns nicht davon abbringen können, 
ruhig und objektiv, wie es der finnländische Landtag immer 
gethan, die vorliegenden Fragen zu prüfen. Die Sachlage 
erfordert aber, dafs in dem Antwortschreiben der Stände nicht 
nur die Wehrpflichtreform behandelt, sondern auch eine voll- 
ständige Untersuchung über unsere konstitutionellen, unan- 
tastbaren Rechte gegeben wird". 

„Wir können verstehen, dafs derjenige, der über das ge- 
waltige Russische Reich herrscht, keine Zeit hat, den finn- 
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ländischen Angelegenheiten stets eine genaue Prüfung zu 
widmen, und dafe infolge dessen Mifsverständnisse entstehen 
und Ratschläge Gehör finden können, die durch andere Zwecke 
diktiert sind als die eigenen Allerhöchsten Absichten des Mon- 
archen. Deshalb haben die Stände um so mehr Grund, jetzt 
volle Klarheit in die wichtigen Fragen zu bringen, von denen 
das Wohl des Landes abhängt, und wir können nicht auf die 
Hoffnung verzichten, dafs das Herz des Monarchen der Stimme 
des finnländischen Volkes oflFen sein wird, wo wir nichts anderes 
begehren als die Aufrechterhaltung der Unverbrüchlichkeit 
imserer Gesetze und zugleich uns bereit erklären, eiiiöhte 
Lasten für die Verteidigung zu tragen". 



Pierer 'gehe Hof buchdruckerei Stephan Geibel & Co. in Altenburg. 
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